Stadtverwaltung Eberbach
-Hauptamt-

Offentliche Bekanntmachung

Einladung

Hiermit lade ich zu einer &ffentlichen Sitzung des Gemeinderats
am Donnerstag, 24.03.2022, 17:30 Uhr
in der Stadthalle, Leopoldsplatz 2, 69412 Eberbach, ein.

Tagesordnung:

TOP 1 Fragestunde der Einwohner und der ihnen gleichgestellten Personen und
Personenvereinigungen

TOP 2 Bekanntgabe der Niederschrift Uber die offentliche Sitzung des Gemeinderats
vom 27.01.2022, Nr. 02/2022

TOP 3 Ersatzneubau Hallenbad
hier: Beschluss tber auszufihrende Variante

TOP 4 Vergabe der Prifung des Jahresabschlusses 2021 der Stadtische Dienste
Eberbach

TOP 5 Verldngerung des Vertrags fir Tiefbauarbeiten flr das Netz der Stadtische
Dienste Eberbach (SDE) sowie fUr neu zu erstellende Hausanschllsse

TOP 6 Aufnahme des Bauvorhabens Erneuerung der Wasserhauptleitung (WHL) mit
Anschlissen in der Waldbrunner Strafde in Unterdielbach in den Wirtschaftsplan
der Stadtische Dienste

TOP 7 Projekt Wasser 2025
Hier: Neue Vorschau und damit Fortschreibung der Kosten fur die Neuordnung
der Wasserversorgung in Eberbach

TOP 8 Unterhaltung Verkehrsanlagen, Sanierung Kreuzungsbereich Berliner Stralie /
Pestalozzistralle
hier: Freigabe der Entwurfsplanung

TOP9 Griinrahmenplan ,Ohrsberg, als sonstige stadtebauliche Planung geman § 1

Abs. 6 Nr. 11 des Baugesetzbuches (BauGB)

a. Beschlussfassung Uber die wahrend der Offenlage eingegangenen
Stellungnahmen der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange
b. Beschlussfassung Uber die wahrend der Offenlage eingegangenen
Stellungnahmen der Offentlichkeit

c. Billigung des Entwurfes und Beschlussfassung zum Grlnrahmenplan
"Ohrsberg"



TOP 10 5. Teildnderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 23 "Neuer Weg",
Teilgebiet Einzelhandel, der Stadt Eberbach
a. Beschlussfassung tber die wahrend der Offenlage eingegangenen
Stellungnahmen der Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach §
4 Abs. 2 i.\V.m. § 4a Abs. 3 Satz 1 BauGB
b. Beschlussfassung Uber die wéhrend der Offenlage eingegangenen
Stellungnahmen der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 2 i.V.m. § 4a Abs. 3 Satz 1
BauGB
c. Billigung des Entwurfes einschlieRlich der ortlichen Bauvorschriften zur 5.
Teilanderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 23 "Neuer Weg",
Teilgebiet Einzelhandel

TOP 11 5. Teilanderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 23 "Neuer Weg",
Teilgebiet Einzelhandel, der Stadt Eberbach
Satzungsbeschluss

TOP 12 Aligemeine Finanzprifung Stadt Eberbach 2014 (Eroffnungsbilanz);
Prifungsbericht der Gemeindeprufungsanstalt Baden-Wirttemberg

TOP 13  Mitteilungen und Anfragen
Der Blrgermeister

Reichert

eter



Fachamt: Hochbauabteilung Vorlage-Nr.:  2022-041/1

Datum: 11.03.2022
Beschlussvorlage
Ersatzneubau Hallenbad
hier: Beschluss Uber auszufiihrende Variante
Beratungsfolge:
Gremium am
Gemeinderat 24.03.2022 offentlich

Beschlussantrag:

1. Die Verwaltung wird beauftragt, den Forderantrag gemaf der Ausfiihrungsvariante 2 wie
in der Beschlussvorlage beschrieben sowie den zusatzlichen Optionen Klimaschutz
weiter zu bearbeiten und dem Férdergeber zur Bescheidung vorzulegen. Die
Gesamtkosten liegen bei 13.962.675,00 € netto.

2. Der Gemeinderat beschliel3t die zur Umsetzung der Variante 2 erforderlichen
zusatzlichen Haushaltsmittel in Héhe von 5,4 Mio. € verbindlich bereitzustellen.

3. Der Gemeinderat stimmt der derzeitigen zusatzlichen Kreditfinanzierung fiir den
Wirtschaftsplan der Stadtischen Dienste Eberbach (SDE) zu.

Klimarelevanz:

Vor dem Hintergrund des Beschlusses zur Klimaneutralitat der Stadt Eberbach
vom 18.03.2021 ist der unter 6. ,Zusatzliche Option Klimaschutz* aufgefuhrte Einbau von
PV- und Solarthermieanlagen zum Erreichen einer klimaneutralen Variante anzuraten.

Sachverhalt / Begriindung:
1. Ausgangslage

a) Der Gemeinderat hat am 27.02.2020 in &ffentlicher Sitzung die Verwaltung
beauftragt, einen geeigneten Generalplaner fir die Planung und Durchfiihrung der
erforderlichen Baumalnahmen zum Neubau eines Hallenbades als Ersatz fur das
bestehende Hallenbad auszuwahlen und zur abschlieRenden Entscheidung dem
Gemeinderat vorzulegen.




f)

)

k)

Die Beauftragung eines Generalplaners ist aus Grinden der Einhaltung des
Mittelstandsgesetzes und damit zur Wahrung der Férderfahigkeit nicht zulassig.
Gemal den gesetzlichen Anforderungen wurde hier ein Verfahren mit europaweiter
Ausschreibung als zweistufiges Verfahren im Teilnahmewettbewerb mit
Verhandlungsverfahren und integrierter Objektskizze ausgewahlt.

Die Vergabe der Betreuungsleistungen zum europaweiten Vergabeverfahren der
Objektplanungs- und Fachplanungsleistungen erfolgte am 27.08.2020 in o6ffentlicher
Sitzung durch den Gemeinderat an das Blro Kubus360, Stuttgart.

Die Beauftragungen bestanden aus 2 Verfahren:

1. Europaweites Vergabeverfahren mit Losungsvorschlag (Planskizzen) fur die
Objektplanung.

2. Europaweites Vergabeverfahren als ,klassisches“ Verhandlungsverfahren fiir die
Fachplanungsleistungen.
Die Ausschreibung der Fachplaner erfolgte in zwei Verfahren:

Verfahren 1 - Tragwerksplanung

Verfahren 2 - TGA Leistungen HLS und Elektro in zwei Losen.

Der Gemeinderat hat am 01.10.2020 in nicht 6ffentlicher Sitzung der aufgestellten
Bewertungsmatrix zur Vergabe der Objekt- und Fachplanungsleistungen zugestimmt.

Gemal den gesetzlichen Anforderungen wurde das Vergabeverfahren fir die
Leistungen der Fachplaner durchgefiihrt. Mit Datum 07.10.2020 wurde die &ffentliche
Bekanntmachung an das Portal fiir europaische Ausschreibungen tbersandt und dort
veroffentlicht.

Am 25.01.2021 erfolgten die Bietergesprache flr die Vergabe der
Fachplanungsleistungen Tragwerksplanung sowie HLS- und Elektroplanung.

Am 25.02.2021 wurden die Fachplanungsleistungen gemafR Beschlussvorlage
2021-030 an folgende Buros vergeben:

Schneck Schaal Braun Ingenieurgesellschaft Bauen, Tubingen die Tragwerksplanung
Planungsgruppe VA GmbH, Nurnberg die Leistungen der HLS- und Elektroplanung
Der Gemeinderat hat am 29.04.2021 in 6ffentlicher Sitzung der Vergabe der

Objektplanungsleistungen an das Biro pbr Planungsgruppe Rohling, Osnabriick
zugestimmt.



[) Dem Grundsatzbeschluss fur den Ersatzneubau des Hallenbades, aufgrund der
Zusage im Forderprogramm Sanierung kommunaler Einrichtungen in den Bereichen
Sport, Jugend und Kultur, wurde am 20.05.2021 in offentlicher Sitzung zugestimmt.

2. Koordinierungsgesprach

Am 16.06.2021 fand ein Koordinierungsgesprach mit dem Projekttrager Julich als
Unterauftragnehmer fiir das Bundesprogramm ,Sanierung kommunaler Einrichtungen im
Bereich ,Sport, Jugend und Kultur® statt.

Der Ablauf des Gespraches, welches als Videokonferenz durchgefihrt wurde, enthielt
folgende Punkte:
e Projekt-Kurzdarstellung durch den Antragsteller
¢ Anforderungen des Férderprogramms (Antragsverfahren) seitens des
Zuwendungsgebers gemall RZ-Bau

o Weiteres Vorgehen - Zeitschiene

Die nachsten MaRnahmen sind die Abstimmung und Einreichung der Antragsunterlagen.
Dieses erfolgt in 2 Schritten:

Schritt 1 — bereits erledigt

Antrag auf Gewahrung einer Zuwendung. Bestandteile hier vorrangig die Kostenschatzung
sowie die Finanzierung.
Da dieser positiv bewertet wurde, erhielten wir hier einen vorlaufigen Bescheid.

Schritt 2 — noch zu erledigen

Einreichung von Bauunterlagen wie Plane, Energiekonzept, Erlauterungsberichte,
Kostenberechnung, Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, etc.

Erst nach Einreichung aller notwendigen Unterlagen erfolgt die finale Priifung des Antrages.

3. Grobkostenschitzung

Fir die Kostenvorgabe in der Aufgabenstellung des VgV-Verfahrens zur Findung der Objekt-
und Fachplaner wurde das uns vorliegende aktualisierte Strategiekonzept der
Unternehmensberatung Altenburg von 2019 zu Grunde gelegt. Dies ergab Baukosten von
ca. 8.558.000 € netto. Diese Kosten wurden nun prozentual nach BKI auf die einzelnen
Kostengruppen verteilt. Hieraus ergaben sich folgende Schatzung der Baukosten:

KG 200 564.705,88 €
KG 300 3.781.512,60 €
KG 400 2.226.890,76 €

KG 500 420.168,07 €



KG 600 126.050,42 €
KG 700 1.428.571,43 €
Gesamtkosten netto 8.547.899,16 €

Eine erste grobe Kostenschatzung der Planungsbeteiligten brachte folgendes Ergebnis:

KG 200 Vorbereitende MalRinahmen 564.700,00 €
KG 300 Bauwerk — Baukonstruktion 4.031.000,00 €
KG 400 Bauwerk — Technische Anlagen 3.040.000,00 €
KG 500 AulRenanlagen und Freiflachen 870.000,00 €
KG 600 Ausstattung und Kunstwerke 0,00 €
KG 700 Baunebenkosten 2.126.425,00 €
Gesamtkosten netto 10.632.125,00 €
4. Planung

Auf Grundlage des mit dem Bauherrn erstellten Raumprogramms, sowie Anregungen und
Vorschlage aus der Verwaltung sowie der Gremiumsmitglieder wurde die Planungsvariante 2
favorisiert und mit Kostenschatzung durch die Planungsbeteiligten erstellt.

Variante 2

Die Variante 2 beinhaltet den Abbruch der vorhandenen Geb&audeteile, Neubau eines
Hallenbades mit einem Schwimmerbecken mit 5 Bahnen a 25 Meter und einer Tiefe von
1,37 Meter bis 2,00 Meter sowie Gebaudeteile flr den Freibadbereich. Ebenfalls
enthalten sind hier ein zusatzliches Multifunktionsbecken mit Hubboden (Wassertiefe
0,00 bis 1,80 Meter) und ein Kleinkinderbecken von ca. 12 m? mit einer Wassertiefe von
ca. 0,20 Meter. In der Kostenschatzung bericksichtigt sind ebenfalls auch die Kosten fur
die Optionen des zusatzlichen Klimaschutzes.

Kostenschatzung netto

Kostengruppe 200 606.500,00 €
Kostengruppe 300 5.138.550,00 €
Kostengruppe 400 4.178.130,00 €

UBERTRAG: 9.923.180,00 €



UBERTRAG: 9.923.180,00 €
Kostengruppe 500 1.022.960,00 €
Baukosten gesamt netto 10.946.140,00 €
Baunebenkosten Kostengruppe 700 2.736.535,00 €
Zusatzliche Optionen Klimaschutz 280.000,00 €
Baukosten gesamt netto 13.962.675,00 €

5. Zusitzliche Option Klimaschutz

Die zuvor beschriebenen Kosten beinhalten in Sachen Klimaschutz den energetischen
Standard nach GEG (Niedrigstenergiegebaude) zum Einhalten der Forderungen fir die
Baugenehmigung.

Zum Erreichen einer klimaneutralen Variante durch den Einbau von PV- und
Solarthermieanlagen sind Zusatzkosten von 280.000,00 € notwendig, welche in der
Kostenschatzung enthalten sind.

6. Wirtschaftliche Eckdaten
Finanzierung

Mit Gemeinderatsbeschluss vom 20.05.2021 (Vorlage 2021-102/1) wurde festgelegt, in den
Haushaltsjahren 2021 — 2024 die zur Umsetzung des Projekts erforderlichen Haushaltsmittel
in Hohe von 8,6 Mio. € verbindlich bereitzustellen. Dies ist fir weitere 5,4 Mio. € zu
beschlieRen, da die Kosten nun 14 Mio. € betragen.

Im Wirtschaftsplan 2022 des Eigenbetriebes Stadtische Dienste Eberbach sind in der
Finanzplanung flr dieses Projekt fir die Jahre 2022 bis 2025 rd. 10 Mio. € eingeplant. Bei
Realisierung des Projektes waren nach den nun vorliegenden Kosten mind. vier weitere
Millionen Euro Investitionskosten zu finanzieren (Gesamtkosten rd. 14 Mio. €). Da gemaR
dem Haushaltsplan 2022 die vorhandenen liquiden Mittel bis Ende 2022 auf die
.Mindestricklage“ zurlickgegangen sein werden, missen die Kapitaleinlagen bei den SDE
kreditfinanziert werden.

Mit dem Grundsatzbeschluss zum Ersatzneubau des Hallenbads verpflichtet sich der
Gemeinderat die hierfir erforderlichen Haushalsmittel bereitzustellen. Diese Mittel waren je
nach Fortschritt der Bauarbeiten in die Wirtschaftsplane bzw. Finanzplanungen der
folgenden Jahre einzuplanen.

Die Stadt Eberbach kann mit einer Férderung von 3 Mio. € rechnen. Diese Férderung wird
wie bekannt dem Wirtschaftsplan der SDE zuflieRen. Der von der Stadt (stadt. Haushalt oder
Eigenbetrieb) zu tragenden Anteil belduft sich auf rd. 11 Mio. €.



Die Finanzierung stellt sich wie folgt dar:
Gesamtkosten je nach Variante max. 14 Mio. €
Finanziert durch

- Bundeszuschuss 3 Mio. €
- Kreditaufnahmen bei Stadt und SDE 11 Mio. €

7. Weiteres Vorgehen

Die Einreichung der Unterlagen des Forderantrages Il. Teil ist fur das 1. Halbjahr 2022
vorgesehen. Sie beinhalten Plane und Kostenberechnung. Grundlage der Kostenberechnung
ist die Ausfiihrung der Planung bis zur Leistungsphase 3. Um dieses Ziel fristgerecht zu
erreichen ist eine endgultige Entscheidung Uber die Ausfiihrung des Hallenbades
unabdingbar.

Peter Reichert
Blrgermeister

Anlage/n:



Fachamt: Stadtische Dienste Vorlage-Nr.: 2022-032
Eberbach

Datum: 15.02.2022

Beschlussvorlage

Vergabe der Priifung des Jahresabschlusses 2021 der Stadtische Dienste Eberbach

Beratungsfolge:

Gremium am
Werksausschuss 07.03.2022 nicht 6ffentlich
Gemeinderat 24.03.2022 offentlich

Beschlussantrag:

Die Prifung des Jahresabschlusses 2021 wird von der WIBERA Wirtschaftsberatung AG
durchgefihrt.

Klimarelevanz:

Die Beauftragung ist nicht klimarelevant.

Sachverhalt / Begrindung:

Aufgrund der guten Erfahrungen und Zusammenarbeit der vergangenen Jahre soll die
Prifung des Jahresabschlusses wieder von der WIBERA Wirtschaftsberatung AG
durchgefuhrt werden.

Die Stadtwerke Eberbach GmbH wird ihre Jahresabschlussprifung 2021 ebenfalls von der
WIBERA Wirtschaftsberatung AG durchfiihren lassen. Um hier Synergien zu nutzen und eine
strukturierte Jahresabschlussprifung 2021 durchfiihren zu kénnen, sollen auch die
Stadtische Dienste Eberbach von der WIBERA Wirtschaftsberatung AG gepriift werden.

Die weiterhin angespannte personelle Lage im kaufmannischen Bereich macht einen
Wechsel des Wirtschaftsprifers nicht moglich.

Gem. 8 5 Abs. 1 Nr. 23 der Betriebssatzung ist fur die Benennung des Bilanzprifers der
Gemeinderat zustandig.




Michael Reinig
Erster ehrenamtlicher
Bilrgermeister-Stellvertreter

Anlage/n:



Fachamt: Stadtische Dienste Vorlage-Nr.:  2022-042/1
Eberbach

Datum: 08.03.2022

Beschlussvorlage

Verlangerung des Vertrags flr Tiefbauarbeiten fir das Netz der Stadtische Dienste Eberbach
(SDE) sowie fur neu zu erstellende Hausanschlisse

Beratungsfolge:

Gremium am

Gemeinderat 24.03.2022 offentlich

Beschlussantrag:

Die Fa. G. Wasch GmbH, Eberbach, erhalt den Jahresauftrag 2022 durch Verlangerung
ihres Jahresauftrags 2020 + 2021 zur Durchfiihrung von Tiefbauarbeiten zur Behebung von
Wasserrohrbrichen und Herstellung von Hausanschlussleitungen zu den gleichen
Konditionen wie im Jahresauftrag 2020 + 2021.

Klimarelevanz:

Die Vorlage ist nicht klimarelevant.

Sachverhalt / Begriindung:

Die Tiefbaufirma wird fir Grabarbeiten zur Beseitigung von Wasserrohrbriichen an
Hauptleitungen und Hausanschlussleitungen, sowie fiir neu zu verlegende
Wasserhausanschlisse und verschiedene kleinere MaRnahmen in der Stadt Eberbach und
den Ortsteilen eingesetzt.

Im vergangenen Jahr sind 30 Wasserrohrbriiche aufgetreten. AuRerdem wurden insgesamt
59 Wasserhausanschllisse erneuert bzw. neu verlegt.

Die Fa. G. Wasch GmbH erbringt Ihre Leistungen zu den gleichen Kriterien wie in der
Vergangenheit.




Vertragsverlangerung:

Die Fa. G. Wasch GmbH hat einer Fortfihrung der Zusammenarbeit flr einen Zeitraum vom
01.04.2022 bis zum 31.03.2023 unter Beibehaltung der derzeitigen Bedingungen
zugestimmt. Die Fa. G. Wasch GmbH hat in den vergangenen Jahren ihre besondere
Eignung unter Beweis gestellt.

Unter Bericksichtigung der aktuellen konjunkturellen Entwicklung stellt sich die
Vertragsverlangerung als besonders wirtschaftlich heraus.

Eine Fortfihrung der Zusammenarbeit unter Beibehaltung der Bedingungen mit der Fa. G.
Wasch GmbH flr einen Zeitraum vom 01.04.2022 bis zum 31.03.2023 ist anzustreben.

Finanzielle Auswirkungen:
Die Plankosten belaufen sich auf ca. 250.000,00 € pro Jahr fiir den Tiefbau.

Die Mittel sind im Wirtschaftsplan in den jeweiligen Positionen des Vermdgens- und
Ergebnisplans eingestellt und verfligbar.

Peter Reichert
Blrgermeister



Fachamt: Stadtische Dienste Vorlage-Nr.: 2022-043
Eberbach

Datum: 22.02.2022

Beschlussvorlage

Aufnahme des Bauvorhabens Erneuerung der Wasserhauptleitung (WHL) mit Anschllissen
in der Waldbrunner StralRe in Unterdielbach in den Wirtschaftsplan der Stadtische Dienste

Beratungsfolge:

Gremium am
Werksausschuss 07.03.2022 nicht offentlich
Gemeinderat 24.03.2022 offentlich

Beschlussantrag:

1. Der Gemeinderat stimmt dem Bauvorhaben der Erneuerung der Wasserhaupleitung
mit Anschliissen in der Waldbrunner Stral3e zu.

2. Der Gemeinderat stimmt der Vergabe von Planungsleistungen an das Ingenieurbiiro
Sack & Partner GmbH, Adelsheim in H6he von 25.400,29 EUR zu.

3. Der Umdisposition der Mittel wird zugestimmt.

Klimarelevanz:

Die Vorlage ist nicht klimarelevant.

Sachverhalt / Begrindung:

Das Regierungsprasidium plant die Erneuerung der LandstraRe L524 zwischen Eberbach
und Unterdielbach in diesem Jahr durchzufihren. Hierzu ist eine Vollsperrung der genannten
Strecke notig.

Diesen Umstand will die Gemeinde Waldbrunn nutzen, um die Wasserversorgung in der
HauptstralRe, zwischen Grenzweg und Schollbrunner Stral3e, zu erneuern. Die Gemeinde
Waldbrunn hat bei der Stadtische Dienste Eberbach (SDE) angefragt, ob ebenfalls
Handlungsbedarf in der Wasserversorgung von Unterdielbach bestehe.

Aus unserer Sicht ware es ebenfalls sinnvoll diesen Umstand zu nutzen und die WHL mit
Anschlissen in der Waldbrunner Stral3e, zwischen Ortseingang und Grenzweg, zu erneuern.




Zum einen wurden hier in den letzten Jahren mehrere Wasserrohrbriiche repariert, zum
anderen ist der genaue Verlauf und Zustand der bestehenden Wasserleitung nicht bekannt.

Bei gemeinsamer Projektierung kénnen Synergien in der Ausschreibung und Ausfihrung des
Projekts genutzt werden.

Finanzielle Auswirkungen:

Die erste Kostenschéatzung fur die beschriebene Baumalinahme belauft sich auf rd. 250.000
€ incl. Planungsleistungen.

Die Kosten sind im Wirtschaftsplan 2022 (Vermdgensplan) nicht enthalten.

Die Finanzierung erfolgt durch Umdisposition der Mittel ,Anlagen im Bau - WW/HB
Durrhebstal“ im Vermdgensplan der Wasserversorgung, da nach jetzigem Planungsstand die
eingeplanten Investitionen nicht in voller Hohe umgesetzt werden.

Das Ingenieurbiro Sack & Partner GmbH, Adelsheim ist seitens der Gemeinde Waldbrunn
bereits mit den Planungen beauftragt. Um die Synergien nutzen zu kénnen, hat die SDE ein
Angebot des Ingenieurbliros angefordert. Dieses basiert auf einer Kostenschatzung und
betragt 25.400,29 EUR.

Weiteres Vorgehen:

Nach Beschlussfassung und Auftragserteilung wird das Ingenieurbiiro Sack & Partner GmbH
unverzlglich mit den Planungen beginnen und alle weiteren Schritte (u.a. Ausschreibung)
einleiten.

Die Vergabe der Umsetzung der Baumafinahme wird zu einem spéateren Planungsstand mit
den Gesamtkosten zur Genehmigung dem Werksausschuss und dem Gemeinderat
vorgelegt.

Michael Reinig
Erster ehrenamtlicher
Birgermeister-Stellvertreter



Fachamt: Stadtische Dienste Vorlage-Nr.: 2022-045
Eberbach

Datum: 22.02.2022

Beschlussvorlage

Projekt Wasser 2025
Hier: Neue Vorschau und damit Fortschreibung der Kosten fir die Neuordnung der
Wasserversorgung in Eberbach

Beratungsfolge:

Gremium am
Werksausschuss 07.03.2022 nicht offentlich
Gemeinderat 24.03.2022 offentlich

Beschlussantrag:
Der Gemeinderat stimmt der neuen Vorschau und damit einer Fortschreibung der Kosten fur

die Neuordnung der Wasserversorgung in Eberbach (Projekt Wasser 2025) von 14.716 T€
auf 15.402 T€, und damit der Erhéhung um 686 T€, zu.

Klimarelevanz:

Das Projekt soll zu einer umweltschonenden Wassergewinnung beitragen.

Sachverhalt / Begrindung:

Ausgangslage

Im Zuge der fortschreitenden Planungen werden die Zeit- und die Kostenvorschau der
EinzelmaBnahmen regelmafiig fortgeschrieben. Berlcksichtigt werden dabei Kosten
aufgrund von Anpassungen im Zeitplan, Fordermittelbeantragungen und der damit
verbundenen Bewilligungszeitpunkte, Ergebnisse aus Gutachten, Abstimmungen, amtlichen
Vorgaben und Auflagen sowie Ergebnisse aus Ausschreibungen und Kostendnderungen
infolge des Baufortschrittes sowie ggf. vorgezogene und zusatzlich erforderliche
Mal3nahmen.

Die derzeitigen Gesamtkosten aus der Wasserkonzeption 2025 Uberschreiten die bewilligten
Gesamtkosten aus der Gemeinderatssitzung vom 29.04.2021 (Vorlage-Nr. 2020-376) in
Summe um 686 T€. Der Kostenstand der Kostenfortschreibung betragt damit 15.402 T€.




Nachfolgend ist die Fortschreibung der Kosten dargestellt.
Kostenerhéhung in der Bauausfuhrung (256 T€)

Unvorhergesehenes wie Unabwegbarkeiten im Baugrund, Auflagen von Behérden oder auch
Mengenmehrungen fuhren zu Kostenerh6hung in der Bauausfiihrung.

Forder- und Fallleitung Dirrhebstal / Ittertal:

Im Zuge der Ausfuihrung der Bauleistungen der Forderleitung kam es zu einer Havarie bei
der Ausfiihrung einer der mehreren geplanten Spulbohrungen. Die Spulbohrungen und auch
die Verlegung der Fdrderleitung vom Zeltplatz der Stadt Eberbach unter der Bahnlinie und
der Friedrichsdorfer Landstral3e hindurch bis zum Standort des neuen Wasserwerkes
Durrhebstal erfolgten problemlos. Ebenso die Spilbohrung vom Kanalweg zu einem
Knickpunkt der Forderleitung im Wald stdlich des Kraftwerkkanals mit dessen Unterquerung.
Der Einzug der Rohrleitung blieb jedoch nach Herstellung und Aufweitung des Bohrkanals
zwischen Zeltplatz und dem beschriebenen Knickpunkt der Férderleitung ca. 120 m vor dem
Knickpunkt an einem Hindernis stecken, es kam zum Abriss des Einzuges, dabei ist der
Zugkopf im Erdreich und das zugehdrige Gestange stecken geblieben. In diesem Bereich ist
der Wechsel zwischen Lockergestein und Festgestein angetroffen worden, es ist zu
vermuten, dass der aufgeweitete Bohrkanal einbrach. Dies ist dem Baugrundrisiko
geschuldet. Ein Verschulden einer der beteiligten Unternehmen kann nicht festgestellt
werden.

Aufgrund dieser Havarie im Oktober 2020 kam es zu einem Stillstand der Arbeiten in diesem
Bereich. Alle weiteren Arbeiten an der Férder- und Fallleitung konnten weitergefihrt werden.
Der Umstand des Abrisses des Roheinzuges machte die Bergung des Zugkopfes durch
Offenlegung in einer Bergegrube sowie den neuen Einzug der Rohrleitung ab dieser Stelle
erforderlich. Grundséatzlich wurde in diesem Bereich, aufgrund des naturschutzrechtlich
bedeutsamen Terrains, die Unterquerung mit der Férderleitung in geschlossener Bauweise
gewahlt, um eben gerade einen solchen Eingriff vermeiden zu kénnen. Fur die erforderliche
Bergegrube und die Weiterfuhrung der Arbeiten waren daher umfangreiche neue
Betrachtungen und daraus resultierende Genehmigungen zum Naturschutz notwendig.
Ferner mussten Schonzeiten, insbesondere der Vogelbrut, beachtet werden.

Die  durchzufihrenden  Abstimmungen, Erhebungen und Beantragungen von
Genehmigungen zogen sich bis zum Herbst 2021 hin und gestalteten sich sehr aufwandig.
Es wurde ein Nachweis zum erforderlichen Umfang der BergemalRnahmen mit Darstellung
der moglichen Auswirkungen auf die Umwelt gefordert. Im Oktober 2021 konnte dann ein
Suchschlitz Aufschluss Uber den zu erwartenden Umfang und dessen Auswirkungen der
notwendigen Bergung des Zugkopfes geben, woraufhin der endgiltige Antrag auf
Genehmigung der Bergegrube gestellt und dessen Genehmigung eingeholt werden konnte.
Einer Ausfihrung im Dezember 2021 stand die Witterung und der mdgliche hohe
Grundwasserandrang entgegen. Im Januar 2022 wurde die Bergung durchgefihrt, die
restliche Rohrleitung eingezogen und die Rohrleitungsverlegung in der Trasse
abgeschlossen. Es folgen nun noch Umschlussarbeiten und die vollstandige Ausstattung der
Armaturenschéchte sowie Oberflachenarbeiten.

Durch die geschilderten Umstande infolge des Baugrundes sind zuséatzliche Kosten fur
vorbereitende Arbeiten zur Bergung des Bohrkopfes, dem Naturschutzgutachten mit
Beantragung der erforderlichen Genehmigungen und der Bergung des Zugkopfes selbst
entstanden. Diese kénnen im Moment noch nicht exakt beziffert, jedoch bereits aufgrund
teils vorliegender Angebote der Fa. HLT sowie fir die Abrechnung maRgebender
Einheitspriese des Haupt-Leistungsverzeichnisses abgeschéatzt werden. Ferner entstehen
aufgrund der dadurch entstandenen Bauzeitverzégerung weitere Mietkosten flr das mobile
Briickensystem Uber den Kraftwerkkanal, welches den Zugang zum Bereich der Bergegrube
ermaoglicht.



Zusammenfassend sind folgende malRgebende Nachtrdge fir den Bau der Fall- und
Forderleitung entstanden bzw. werden entstehen.

Vorbereitung und Bergung des Bohrkopfes; Mietkosten des mobilen Brickensystems
Stillstand aufgrund naturschutzrechtlicher Genehmigung

Demontage und Entsorgung der Bestandsleitungen im Weifl3en Sandweg

Zulagen zu den Erdarbeiten

Nachtrag zur Verkehrssicherung

Insgesamt muss von Mehrkosten in Hohe von 236 T€ ausgegangen werden.

Quellsanierung Brombach:

Die BaumalRnahme zur Sanierung der Quellfassungen in Brombach wurde vorbereitet und
sollte in einem Zuge als Gesamtbaumalnahme im Jahr 2021 umgesetzt werden. Ein
entsprechendes Angebot lag der Stadtische Dienste Eberbach nach Ausschreibung im
August 2020 vor. Ein Zuschlag auf das Angebot konnte zunachst nicht erteilt werden, da
naturschutzrechtliche Belange nicht ausgeraumt werden konnten und eine
naturschutzrechtliche  Genehmigung erst viel spater erteilt wurde. Aufgrund
naturschutzrechtlicher Rahmendbedingungen wurde nach der Auftragsvergabe an die Fa.
Scharpf durch die Untere Naturschutzbehdrde die Auflage erteilt, die Sanierung der beiden
Quellen zeitlich getrennt voneinander auszufihren. Die Quellsanierung links wurde bereits
im Frdhjahr 2021 und die Quellsanierung rechts wird ab dem Februar 2022 ausgefihrt.
Aufgrund der Auflage werden zusatzlich Kosten fir eine zweite Baustelleneinrichtung
erforderlich.

Im Zuge der Freilegung der linken Quellfassung wurden planméafiig nach Beginn der Arbeiten
durch einen Baugrundgutachter Untersuchungen des Hangbereiches zur Vorgabe Uber die
Baugrubengestaltung (insbesondere Bdschungsausbildungen) durchgefiihrt. Vorab konnten
diese Untersuchungen nicht durchgefiihrt werden, da die Quellfassungen zum einen sehr
wenig Schittungen aufweisen und zum anderen auf3erst anfallig fir Verunreinigungen,
Tribungen und mikrobiologische Belastungen sind. Eine Gefahrdung der Wasserqualitat war
zwingend zu vermeiden. Aufgrund der Ergebnisse aus dem Standsicherheitsnachweis, der
erst mit Baubeginn anhand einer Baggerschirfe durchgefiihrt werden konnte, war die
Bdschung des Quellbereiches so auszufiihren, dass es zu keinen Hangrutschungen
kommen kann. Dadurch sind Mehraufwendungen im Erdbau erforderlich geworden.

Die aufgefuihrten Gegebenheiten fihren zu einer Kostenerhéhung von 20 T€.

Kostenerhohung aufgrund fortschreitenden Planungsstand (194 T€)

Wasserwerk Dirrhebstal:

Die Planungen fir den Neubau des Wasserwerkes Dirrhebstal sind abgeschlossen, derzeit
wird die Ausschreibung der Bauarbeiten vorbereitet. Um keine Abhangigkeiten der
Folgegewerke fur den Ausbau des Wasserwerkes der gro3en Gewerke Rohbau, Technische
Ausriistung und Elektrotechnik entstehen zu lassen werden zundchst diese drei grol3en
Gewerke, teils mit Beschrankter Ausschreibung nach Teilnahmewettbewerb, ausgeschrieben
und vergeben. Mit einer Beauftragung muss jedoch gewartet werden bis ggf. der
Zuwendungsbescheid fur beantragte Fordermittel nach Frww BW 2015 eingeht. Vorher wéare
eine Beauftragung der Arbeiten fordermittelschadlich. Parallel befindet sich die MaRnahme
im Bauantragsverfahren sowie Wasserrechtsverfahren. Eine Genehmigung beider Antrage
wird im Frahjahr 2022 erwartet. Im Verfahren aufgekommene Fragestellungen konnten
geklart werden.



Die Herstellungskosten fur die BaumalRnahme Neubau des Wasserwerk Durrhebstal wurden
im Zuge der Entwurfsplanung als Kostenberechnung zusammengestellt und préazisiert.
Grundlage fur die Kostenberechnung sind Kostenansatze und Abrechnungskosten aus der
Ausfihrung von vergleichbaren Projekten. Zudem wurden die Ergebnisse aus den
Baugrundgutachten und die Vorgaben des Naturschutzgutachtens (LPBP) in den Planungen
berticksichtigt. Insbesondere die Umsetzungen der Empfehlungen aus dem
Baugrundgutachten filhren infolge einer exakten Beurteilung des Baugrundes und der
anzuwendenden Bauverfahren zu einem deutlichen Mehraufwand im Erdbau.

Im Zuge der Kostenberechnung wurden die Kosten um eine Héhe von 189 T€ angepasst.

Wasserwerk Gaimuhle:

Mit der Planung zum Neubau des Wasserwerkes wurde vergangenes Jahr begonnen.
Aufgrund der bestehenden Infrastruktur der Wasserversorgung im Ortsteil Gaimihle in
Bezug auf Roh- und Reinwasserleitungen, Behdlterstandort HB Gaimuhle, ungenutzte
Quellwasservorkommen Gaimuhle, und damit verbunden mdglichst geringen Anpassungen
dieser Infrastruktur infolge eines Neubaus des Wasserwerkes, wurde der Standort in der
Bedarfsplanung in Abstimmung mit der Stadtische Dienste Eberbach als vorrangig
angesehen. Die Betrachtungen und Erhebungen zum bestehenden Standort im Zuge der
Vorplanung haben jedoch gezeigt, dass der bisher gewahlte Standort flr einen Neubau
neben dem heutigen Standort sehr viele Herausforderungen an eine Planung und
Realisierung dieses Standortes fur ein Wasserwerk mit sich bringt. Dabei sind die
Hochwassergefahr, der Naturschutz, die umliegende, nahe Bebauung mit geringem
Platzdargebot als auch die Nutzung des heutigen Jugendspielplatzes zu nennen. Diese
ungunstigen Rahmenbedingungen bewirken, bereits zu Planungsbeginn erkennbar, einen
deutlichen Mehraufwand in der Planung und insbesondere in der spateren Ausflhrung. Zu
nennen sind dabei Schutz- und Ausgleichsmal3inahmen, erhOohte Baukosten infolge der
schwierigen Baugrundverhaltnisse im Ittervorland mit hohen Grundwasserstanden, die
beengten Platzverhéltnisse, temporare Nutzung privater Grundstiicke sowie die Errichtung
eins untypischen und groRen Bauwerks (Gebaude Wasserwerk) in der sehr fir ein
Wohnbaugebiet typischen Bebauung.

Die Stadtische Dienste kam in einem Gesprach zur ortlichen Situation mit dem Stadtbauamt
der Stadt Eberbach und mit den BIT Ingenieuren tberein, vor einer Vertiefung der Planungen
in der Vorplanung alternative Standorte fir den Neubau des Wasserwerkes Gaimihle
untersuchen zu missen. Dabei sind auch Griinde im Zusammenhang mit dem zu gering
bemessenen Hochbehdlter Gaimiihle zu bedenken. Der Behalter ist fur die zuklnftig
zwingend notwendige Zwischenspeicherung der permanenten Quellschittung aus der
Herrenwiesenquelle zu klein und stellt ein ,Nadel6hr” fur die Durchleitung des aufbereiteten
Quellwassers der Herrenwiesenquelle in die Versorgungszone und den zuklnftigen HB
Dirrhebstal dar. Der Hochbehalter Gaimiihle musste auf ca. 1.000 m? vergroRert werden.
Aktuell hat der Behalter ca. 300 m® und ist stark sanierungsbedurftig. Die heute infolge der
Hochbehaltergré3e nicht nutzbare Menge an Quellwasser wird in die Itter abgeschlagen. Fir
die zukunftige Sicherstellung der Trinkwasserversorgung von Eberbach ist die Weiterleitung
und damit Nutzbarkeit dieses Quellwasser jedoch zwingend notwendig.

Aus den genannten Grinden wurde eine Machbarkeitsstudie zur Untersuchung alternativer
Standorte fur den Neubau eines Wasserwerkes im lttertal zwischen der Herrenwiesenquelle
und dem Ortsteil Gaimiihle in Auftrag gegeben.

Die Aufwendungen fir die Standortuntersuchung betragen 5 T€.



Beriicksichtiqung einer konjunkturellen Kostensteigerung (236 T€)

Aufgrund der Konjunkturlage und der Preissteigerung werden jahrlich Kostensteigerungen
fur die Baumafinahmen von 3 % beriicksichtigt.

Wasserwerk Gaimuhle:

Die Bauausfiihrung zum Wasserwerk Gaimiihle wurde aufgrund der Standortuntersuchung
vorsorglich um ein weiteres Jahr verschoben, wodurch eine rechnerische Kostensteigerung
von 101 T€ berilcksichtigt wird.

Je nach Fortgang der Planungen und Prufung der Bedingungen fur einen Bau des
Wasserwerkes an einem anderen, gunstigeren Standort sind die Kostenerwartungen
entsprechend anzupassen. Die Verknipfung weiterer Projekte kann sich in diese
Kostenentwicklungen hinein auswirken.

Wasserwerk Dirrhebstal:

Aufgrund der Klarung naturschutz- und wasserrechtlicher Belange sowie die Klarung der
Gestattungen zur Umnutzung und Zwischennutzung der erforderlichen Grundstiicke hat sich
die Planungszeit und damit der angestrebte Baubeginn von 2020/2021 nach 2022 verzogert.
In der Kostenberechnung wurde die Kostensteigerung infolge der positiven Konjunkturlage
im Baugewerbe in Hohe von 135 T€ ebenso entsprechend berlicksichtigt.

Fazit

Die Entwicklung vom aktuellen zum neuen Vorschauwert stellt sich wie folgt dar:

Aktueller Vorschauwert 14.716 T€

Kostenerhohung in der Bauausfiihrung
Fall-/Forderleitung 236 T€
Quellsanierung Brombach 20 T€
Kostenerhéhung aufgrund fortschreitenden Planungsstand
Wasserwerk Durrhebstal 189 T€
Wasserwerk Gaimuhle 5T€
Konjunkturelle Kostensteigerung
Wasserwerk Durrhebstal 135 T€

Wasserwerk Gaimuhle 101 T€

Vorschauwert Marz 2022 15.402 T€



Der neue Vorschauwert ist in den Wirtschaftsplan der Stadtische Dienste Eberbach im
Entwurf eingearbeitet.

Die mittelfristige Verschuldung erhdht sich damit von 23,7 Mio. € auf rd. 24,4 Mio. €.

Michael Reinig
Erster ehrenamtlicher
Birgermeister-Stellvertreter



Fachamt: Tiefbauabteilung Vorlage-Nr.: 2022-044

Datum: 22.02.2022

Beschlussvorlage Bauvorhaben

Unterhaltung Verkehrsanlagen, Sanierung Kreuzungsbereich Berliner Straf3e /
Pestalozzistralle
hier: Freigabe der Entwurfsplanung

Beratungsfolge:

Gremium am
Bau- und Umweltausschuss 10.03.2022 nicht offentlich
Gemeinderat 24.03.2022 offentlich

Beschlussantrag:

1. Die Entwurfsplanung wird in finanzieller, technischer und zeitlicher Hinsicht, wie in der
Beschlussvorlage dargestellt, anerkannt und zur Umsetzung freigegeben.

2. Die Finanzierung der anstehenden MaRRhahme in H6he von ca. 200.000,- € brutto erfolgt
Uber die Kostenstelle 54105001 ,Gemeindestralle” und das Sachkonto 4212000
,Unterhaltung des sonst. unbeweglichen Vermégens®.

Auf der Kostenstelle ist die MaRnahme fir den Haushalt 2022 angemeldet.

Klimarelevanz: Keine Auswirkungen auf die Klimarelevanz

Sachverhalt / Begrindung:
1) Ausgangslage

a) Die Stadtwerke Eberbach erneuern derzeit im Zuge des Wasserprojektes 2025 entlang
der Friedrichsdorfer LandstraRe eine Hauptwasserleitung. Der Streckenverlauf erstreckt
sich von Durrhebstal kommend bis zur PestalozzistraRe Ecke Berliner Stral3e.

In diesem Zuge wurden bereits hydraulische Erneuerungen im nahen Umfeld des
Kreuzungsbereiches der Berliner Stral3e / Pestalozzistralie sowie in der Friedrichsdorfer
Landstrale fur die Stadt Eberbach ausgefihrt.

b) Aufgrund des schlechten baulichen Zustandes des Asphaltbelages im Kreuzungsbereich
der Berliner Stral3e / Pestalozzistral3e, soll nach Abschluss der gemeinsamen
Erneuerungen der Kanalisation und Wasserleitung eine Asphalterneuerung des
Kreuzungsbereiches durchgefihrt werden.




d)

2)

3)

4)

Weiterhin wurde von den Verkehrsbetrieben der Stadtwerke Eberbach der Hinweis an die
Stadtverwaltung herangetragen, dass Busse aufgrund des starken Neigungswechsels
der Berliner Straf3e zur Pestalozzistrale, immer wieder mit dem Vorbau auf der Stral3e
aufsetzen. Dieser Missstand soll in diesem Rahmen ebenfalls behoben werden.

Die Stadtverwaltung Eberbach hat hierzu das mit der vorangegangenen Mal3nahme
betraute Biro BIT Ingenieure mit der Verwaltungsentscheidung Nr. 2021-159 beauftragt,
den Kreuzungsbereich zu Gberplanen.

Die Entwurfsplanung liegt der Stadtverwaltung nun vor und soll zur Umsetzung
freigegeben werden.

Entwurfsplanung

Zur Umsetzung der MalRnahme ist es vorgesehen den bestehenden, von Verdriickungen,
Netzrissen und Abplatzungen gepragten Asphalt, auf einer Flache von ca. 520 m2
herauszunehmen und den vorhanden Neigungswechsel innerhalb des Kreuzungs-
bereiches zur PestalozzistralRe zu korrigieren.

Weiterhin sind zusatzliche StraRenablaufe zur Straldenentwasserung, aufgrund der
Starkregengefahrenkarte, angeordnet worden.

AbschlieRend soll wieder eine Asphaltdecke aufgebracht und mit entsprechender
Markierung zur Ordnung des Verkehrs versehen werden, siehe Anlage 1.

Mit der Sanierung und Ordnung des Kreuzungsbereiches wird die Verkehrssicherheit
wesentlich verbessert und ein mit dem hohen Bus-, und Anliegerverkehr angemessener
Ausbau angestrebt.

Kosten

Die Kosten fir die anstehende MalRnahme wurden im Rahmen der Entwurfsplanung als
Kostenberechnung zusammengestellt und stellen sich wie folgt dar:

Bauleistungen 173.000,00 € brutto
Baunebenkosten 27.000.00 € brutto
Gesamtsumme 200.000,00 € brutto

Finanzierung

Die Finanzierung der anstehenden MalRnahme in Hohe von ca. 200.000,- € brutto erfolgt
Uber die Kostenstelle 54105001 ,Gemeindestrale” und das Sachkonto 4212000
,Unterhaltung des sonst. unbeweglichen Vermégens*.

Hier ist die Malinahme fir den Haushalt 2022 angemeldet.

Die Finanzierung ist damit gesichert



5) Weitere Vorgehensweise

¢ Die MaRRnahme wird nach Freigabe durch den Gemeinderat nach VOB/A beschrankt
ausgeschrieben und dem Gemeinderat zur Vergabe vorgelegt.

e Die MalBnahme soll in Abstimmung mit den Verkehrsbetrieben der Stadt Eberbach in
den Pfingstferien bzw. den Sommerferien umgesetzt werden.

Michael Reinig
Erster ehrenamtlicher
Birgermeister-Stellvertreter

Anlage/n:

Anlage 1
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Fachamt: Bauverwaltung Vorlage-Nr.: 2022-026

Datum: 01.02.2022

Beschlussvorlage

Grunrahmenplan ,Ohrsberg,, als sonstige stadtebauliche Planung gemal® § 1 Abs. 6 Nr. 11
des Baugesetzbuches (BauGB)

a. Beschlussfassung Uber die wahrend der Offenlage eingegangenen Stellungnahmen der
Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange

b. Beschlussfassung uber die wahrend der Offenlage eingegangenen Stellungnahmen der
Offentlichkeit

c. Billigung des Entwurfes und Beschlussfassung zum Griinrahmenplan "Ohrsberg"

Beratungsfolge:

Gremium am
Bau- und Umweltausschuss 10.03.2022 nicht offentlich
Gemeinderat 24.03.2022 offentlich

Beschlussantrag:

a) Die Stellungnahmen der gemafR § 4 Abs. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) an dem
Verfahren zur Aufstellung des Griinrahmenplans ,,Ohrsberg“ als sonstige stadtebauliche
Planung beteiligten Behoérden und sonstigen Trager offentlicher Belange werden zur
Kenntnis genommen und entsprechend der Stellungnahme der Verwaltung nach der
Anlage 1 abgewogen und beschieden.

b) Die Ergebnisse aus der Offentlichkeitsbeteiligung geman § 3 Abs. 2 BauGB werden zur
Kenntnis genommen und entsprechen der Stellungnahme der Verwaltung nach der
Anlage 1 abgewogen und beschieden.

c) Der Gemeinderat beschliel3t den Entwurf des Griinrahmenplans ,,Ohrsberg” als sonstige

stadtebauliche Planung gemaf 8 1 Abs. 6 Nr. 11 des BauGB unter Berlcksichtigung der
Abwagungsergebnisse und der sich daraus ergebenden Anderungen.

Klimarelevanz:

Keine Klimarelevanz.




1. Ausgangslage

Mit der Informationsvorlage 2017-074 wurde der Gemeinderat Uber die Aufstellung eines
Grunrahmenplanes fur das Gebiet um den Ohrsberg informiert.

Mit den Planungsleistungen zur Erstellung des Griinrahmenplanes ,Ohrsberg® wurde das
Planungsbiro Plessing aus 69115 Heidelberg beauftragt, siehe Verwaltungsentscheidung
Nr. 2018-019.

Durch den Gemeinderat wurde am 26.11.2020 der geanderte Entwurf des
Grunrahmenplanes ,Ohrsberg“ beschlossen und die Verwaltung beauftragt, die Beteiligung
der Offentlichkeit sowie die Beteiligung der Behérden und der sonstigen Trager offentlicher
Belange im Sinne des BauGB durchzufiihren, siehe Beschlussvorlage Nr. 2020-055.

2. Beteiligung der Behtrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange sowie der
Offentlichkeit

Analog eines Bebauungsplanverfahrens wurde die betroffene Offentlichkeit und die in ihrem
Aufgabenbereich beriihrten Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange bei der
Aufstellung des Griinrahmenplanes ,,Ohrsberg“ beteiligt. Die Beteiligung erfolgte im Sinne
des 8§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB.

Am 18.09.2021 wurde die 6ffentliche Bekanntmachung der Offenlage nach dem BauGB
veroffentlicht. Der Offentlichkeit sowie den beteiligten Behorden und sonstigen Tragern
offentlicher Belange wurde in der Zeit vom 27.09.2021 bis einschlie3lich 02.11.2021 die
Mdoglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme gegeben.

Mit Schreiben vom 22.09.2021 wurden die beteiligten Behdrden und sonstige Trager
offentlicher Belange gebeten, zu dem Entwurf des Grinrahmenplanes ,Ohrsberg® eine
Stellungnahme abzugeben.

Die einzelnen Stellungnahmen gehen aus der Anlage 1 dieser Beschlussvorlage hervor. Es
wird empfohlen, entsprechend der Stellungnahme der Verwaltung zu den einzelnen
Anregungen Entscheidungen zu treffen, siehe Anlage 1.

3. Billigung des Entwurfes

An dem offen gelegten Entwurf wird im Wesentlichen festgehalten. Die
Abwagungsergebnisse aus der Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Behodrden und
sonstigen Trager offentlicher Belange werden gemaf der Anlage 1 abgewogen und in den
Entwurf eingearbeitet.

Folgende wesentliche Punkte werden am Entwurf geéndert:

¢ Geplante MaRnahme am Steinbruch
Die Felswand als Kletterwand zu nutzen wird nicht weiter verfolgt.

¢ Waldrefugium
Die Anregung uber die Errichtung eines Waldrefugiums auf einer Teilflaiche des
Ohrsberges wird zurickgenommen.



4. Der Grinrahmenplan als sonstige stadtebauliche Planung im Sinne von
§ 1 Abs. 6 Nr. 11 des BauGB

In der Bauleitplanung werden sonstige stadtebauliche Planungen unter dem Begriff
informelle stadtebauliche Plane zusammengefasst. Diese kdnnen sich in der Art, dem Inhalt
oder der Funktion unterscheiden. Alle haben jedoch eines gemeinsam. Es sind keine
Bauleitplane und auch keine Satzungen mit Plancharakter. Informelle stadtebauliche Plane
haben damit keine AuRenwirkung, weder gegentiber dem Buirger noch gegenuber anderen
Behorden. Sie erzeugen, auch selbst wenn sie beschlossen sind, keine Selbstbindung der
Gemeinde dienen jedoch in der Regel als sogenannte ,Richtschnur flr politisches Handeln®.
Die Gemeinde kann von Inhalten und Zielen auch abweichen, um beispielsweise veréanderte
Planvorstellungen und tatsachlichen Entwicklungen Rechnung zu tragen.

Alle im Grinrahmenplan ,Ohrsberg“ dargestellten MaRnahmen bedirfen daher vor der
Umsetzung zum einen der Zustimmung der stadtischen Gremien und zum anderen der
erforderlich werdenden Genehmigungen der von der Mal3nahme berthrten Fachbehorden.

5. Weitere Vorgehensweise

Nach Abwagung und Entscheidung Uber die eingegangenen Stellungnahmen der
Offentlichkeit sowie der beteiligten Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange kann
der Granrahmenplan ,,Ohrsberg“ als sonstige stadtebauliche Planung gemaf § 1 Abs. 6

Nr. 11 des BauGB durch den Gemeinderat beschlossen werden.

Mit Beschluss des Gemeinderates und nach Einarbeitung des Abwagungsergebnisses wird
der Grinrahmenplan ,Ohrsberg“ 6ffentlich bekannt gemacht.

Michael Reinig
1. ehrenamtlicher Blrgermeisterstellvertreter

Anlage/n:

Anlage 1: Synopse
Anlage 2: Ubersichtsplan



Anlage 1

Grinrahmenplan ,,Ohrsberg” als sonstige stadtebauliche Planung geman
dem 8§ 1 Abs. 6 Nr. 11 des Baugesetzbuches (BauGB)

Zusammenfassung und Kommentierung

der im Zuge der Offenlage der Trager offentlicher Belange gemaf
8 4 Abs. 2 BauGB sowie der Beteiligung der Offentlichkeit gemar
8§ 3 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen

Einwande/Anregungen | Stellungnahme der Verwaltung

A — Anhorung der Trager offentlicher Belange

Ordnungsziffer 1:
Stadt Eberbach, Ortliche StraRenverkehrsbehdrde, Abt. 320,
Schreiben vom 28.09.2021, eingegangen am 28.09.2021

Es werden keine Einwande/ Bedenken gegen den o.g. Wird zur Kenntnis genommen.
Grunrahmenplan erhoben. Verkehrsrechtliche Aspekte
kénnen sich ggf. in Bezug auf Erreichbarkeit und Park-
raum ergeben. Durch die Lage des Ohrsbergs, ist dieser
allerdings fu3laufig gut zu erreichen. Parkraum ist in un-
mittelbarer Nahe in den umliegenden Stral3en (z.B. Neuer
Wegq, Friedrichsdorfer-Landstral3e, sowie am Turnplatz
und am Friedhof) gegeben, was unserer Ansicht nach ak-
tuell ausreichend ist.

Weitere ordnungsrechtliche Belange ergeben sich zum Wird zur Kenntnis genommen.
jetzigen Zeitpunkt nicht. Hier sei lediglich der Hinweis ge-
stattet, dass z.B. fiir ausreichend Millgefal3e gesorgt wer-
den sollte. Auch eventuell dort stattfindende Veranstaltun-
gen sollten im Vorfeld mit der Stadt Eberbach abgespro-
chen bzw. genehmigt werden (z.B. bzgl. Brandschutz,
sonst. offentl.-rechtl. Genehmigungen).

Ordnungsziffer 2:
Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Gesundheitsamt, 34.03 Gesundheitsschutz,
E-Mail vom 13.10.2021

Gegen den Grunrahmenplan bestehen unsererseits keine | Wird zur Kenntnis genommen.
Bedenken.

Ordnungsziffer 3:
Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Baurechtsamt, 40.50 Bauleitplanung/ Baulandumlegung,
E-Mail vom 20.10.2021

Es werden keine AuRerungen abgegeben. Wird zur Kenntnis genommen.




Anlage 1

Griinrahmenplan ,,Ohrsberg® als sonstige stadtebauliche Planung gemaf

dem § 1 Abs. 6 Nr. 11 des Baugesetzbuches (BauGB)

Zusammenfassung und Kommentierung der im Zuge der Offenlage der Trager 6ffentlicher Belange
gemaR § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 2 BauGB

eingegangenen Stellungnahmen

| Einwande/Anregungen

| Stellungnahme der Verwaltung

Ordnungsziffer 4:

schutzbehorde, E-Mail vom 29.10.2021

Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Amt fir Landwirtschaft und Naturschutz, 53.04 Untere Natur-

Ziel des Grinrahmenplans ist es, einen Ausgleich zwi-
schen Naherholung und Naturschutz aufzuzeigen. Um
dem naturnahen Ohrsberg gerecht zu werden, sollten sich
Elemente zur Naherholung und Freizeitnutzung dem na-
turlichen Charakter des Ohrsbergs unterordnen und die-
sen sinn- und mafRvoll erganzen.

Eine Uberfrachtung mit Hinweisschildern und Spielgeréa-
ten etc. ist unbedingt zu vermeiden. GroRere Anlagen, die
nicht ausschliel3lich der Waldpadagogik oder der ,ruhi-
gen® Erholung dienen, wie z.B. Grillhiitten oder —platze
sowie Waldbiihnen etc., passen nicht zu Lage und Struk-
tur des Ohrsbergs und sind vermutlich nicht mit der LSG-
VO zu vereinbaren.

Der Plan enthélt eine Vielzahl an EinzelmalZnahmen fiir
Erholungseinrichtungen. Wenn alle MaRnahmen wie z. B.
Pavillonbau, neuer Weg, Sitzgruppen, Lehrpfad, interakti-
ver Lehrpfad, Spielgerate, Trimmgeréate, Kunstwerke und
Waldrefugium auf engem Raum vereint werden sollen,
kommt es zu Konflikten mit der Schutzgebietsverordnung.
Hier sollten die Planungen entsprechend reduziert wer-
den. Es ist zudem zu beachten, dass fir Erholungsein-
richtungen eine erweiterte Verkehrssicherungspflicht be-
steht, was zur Folge haben kénnte, dass in den Baumbe-
stand eingegriffen werden miusste.

Generell sind im Landschaftsschutzgebiet nur Einrichtun-
gen zu befirworten, die sich in Material und Farbgebung
ins Landschaftsbild einfligen. Also kein Metall, keine (bun-
ten) Kunststoffelemente.

Weiterhin ist zu beachten, dass bei der Umsetzung von
Vorschlagen des Griinrahmenplans die baulichen Mal3-
nahmen im Landschaftsschutzgebiet wie z.B. das Aufstel-
len von Lehrtafeln oder Sitzgelegenheiten einer Prifung
und jeweils einer Erlaubnis von der LSG-VO durch die un-
tere Naturschutzbehorde bedurfen.

Von Seiten der Naturschutzbeauftragten wird angeregt,
den geplanten Naturlehrpfad auf bereits bestehenden We-
gen mit besonderem Augenmerk auf kulturhistorischen,
Okologischen und geologischen Gesichtspunkten

Wird zur Kenntnis genommen.

Wie dem Malinahmenplan entnommen wer-
den kann, wurde auf eine sinnvolle Verteilung
der einzelnen MaRRnahmen auf dem Ohrsberg
geachtet. Auf die erhohte Verkehrssiche-
rungspflicht rund um Erholungseinrichtungen
wird ein verstarktes Augenmerk gelegt; bei
deren Anlage ist das aktuelle und kunftige
Gefahrenpotential abzuwagen. Einzelne,
nach der LSG-VO genehmigungspflichtige
MalRnahmen, werden in der Umsetzungs-
phase bei der Unteren Naturschutzbehérde
beantragt. Von der angedachten Installation
von Spielgeraten wird auch in Anbetracht der
forstlicherseits vorgetragenen sicherheits-
technischen Bedenken Abstand genommen.

Der Grunrahmenplan soll eine héchstmagli-
che Ausnutzung der Potenzialflachen darstel-
len. Spezielle Ausfihrungsplanungen liegen
zum derzeitigen Planungsstand nicht vor. Ihre
Hinweise werden in den weiteren Planungen
bertcksichtigt.

Wird berucksichtigt. Lediglich die ,Wegschil-
der® werden aus Metall hergestellt werden,
um eine Langlebigkeit zu gewahrleisten.

Wird beriicksichtigt. Die einzelnen MafRnah-
men werden in der Ausfihrungsplanung ge-
maf LSG-VO beantragt.

Wird beriicksichtig. Es ist beabsichtigt den
geplanten Naturlehrpfad auf den vorhande-
nen Wegen anzulegen.
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Anlage 1

Griinrahmenplan ,,Ohrsberg® als sonstige stadtebauliche Planung gemaf

dem § 1 Abs. 6 Nr. 11 des Baugesetzbuches (BauGB)

Zusammenfassung und Kommentierung der im Zuge der Offenlage der Trager 6ffentlicher Belange
gemaR § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 2 BauGB

eingegangenen Stellungnahmen

| Einwande/Anregungen

| Stellungnahme der Verwaltung

(Entstehung Ohrsberg/Neckartal, Trockenmauern damals
und ihr heutiger 6kologischer Wert, Niederwald-Entnah-
mewirtschaft, Eberbacher Béar, Ringwallanlage) anzule-
gen. Dieser kdnnte auch interaktiv und kindgerecht gestal-
tet sein. Die Anlage neuer Wege wird kritisch gesehen.

Die nachtliche Beleuchtung des Ohrsbergturms kann in
den Sommermonaten nicht beflirwortet werden. Hierzu er-
folgte eine separate Stellungnahme der unteren Natur-
schutzbehorde.

Dem Vorschlag des Griinrahmenplans, die teilweise aus-
ufernde illegale Bebauung der Gartengrundstticke nach-
traglich zu genehmigen, um eine héhere Akzeptanz bei
den Grundstiicksbesitzern zu erreichen kann von Seiten
der unteren Naturschutzbehdrde nicht gefolgt werden.
Insbesondere die Verwendung von Plastikfolien, grof3en
Fensterscheiben und massiven Umzaunungen kann im
AuRenbereich auch nachtraglich nicht beflrwortet wer-
den, da dies das Landschaftsbild beeintréachtigt und
schédlich fur die Naturschutzguter ist.

Die Gartenhutten sind zum Teil sehr grof3. Soweit es sich
um illegale Bauten handelt, sollten diese nicht nachtrag-
lich legalisiert werden, um die Schaffung von Prazedenz-
fallen zu vermeiden.

Artenschutz:

Bezuglich des Artenschutzes wurden in einer separaten
Untersuchung (Plessing, Heidelberg, 15.01.2020) die Ar-
tengruppen Vogel und Fledermause bereits naher be-
trachtet. Bei den relativ umfangreichen Untersuchungen
wurden nur allgemein haufige Brutvogel festgestellt. Es
fanden sich zwar keine Fledermausquartiere im Bereich
des Ohrsberges, der Ohrsberg dient aber zumindest als
nicht unbedeutendes Nahrungshabitat.

Neben den untersuchten Artengruppen ist von einem Vor-
kommen von weiteren geschutzten Arten wie z.B. Repti-
lien (zumindest Blindschleichenvorkommen), Amphibien
sowie Wildbienen, Schmetterlingen und Holzké&fern (u. a.
vermutlich Hirschkéfer) auszugehen.

Insbesondere sind daher im Griinrahmenplan bestandsta-
bilisierende MalRnahmen fur bereits vorkommenden Arten
sowie MalRhahmen zur Habitatverbesserung fir 6kolo-
gisch hochwertige Arten, die aktuell noch nicht im Bereich
des Ohrsbergs vorkommen, zu begriifen.

Aus naturschutzfachlicher Sicht sind dies Uberwiegend die

folgenden MaRnahmen (s. Grinrahmenplan, S. 38 — 61):

e Ringwalle von Gehdlzen freihalten (fur Insekten wie
Wildbienen und Reptilien)

e Aufhangen von Vogel- und Fledermauskasten (ggf. ist
sogar ein Turmfalkenkasten auf dem Ohrsbergturm
denkbar, da Turmfalken relativ stérungstolerant sind)

Hierzu erging mit Schreiben vom 29.10.2021
ein separater Bescheid der unteren Natur-
schutzbehérde. Die Beleuchtung wird nach
dessen Vorgaben angepasst.

Wird bericksichtigt und aus der Planung her-
ausgenommen. Kleinbauten sind auf das ge-

setzlich maximal zulassige Mal3 zu beschran-
ken.

Wird bertcksichtigt.

Wird zur Kenntnis genommen.

Wird zur Kenntnis genommen.

Wird zur Kenntnis genommen.

Wird zur Kenntnis genommen.
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Griinrahmenplan ,,Ohrsberg® als sonstige stadtebauliche Planung gemaf

dem § 1 Abs. 6 Nr. 11 des Baugesetzbuches (BauGB)

Zusammenfassung und Kommentierung der im Zuge der Offenlage der Trager 6ffentlicher Belange
gemaR § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 2 BauGB

eingegangenen Stellungnahmen

| Einwande/Anregungen | Stellungnahme der Verwaltung

e Wiederherstellung von Streuobstwiesen sowie exten-
sive Pflege (u.a. Aufhdngen von Nist- und Fleder-
mauskasten, ggf. bei Eignung auch fiir den Steinkauz)

e Waldrefugium zur Férderung von Alt- und Totholzar-
ten

e Rickbau brachliegender Garten und landschaftsge-
rechte Neugestaltung

e Rickbau ungenehmigter Gartenelemente wie Garten-
hitten, Einfriedungen etc., die sich mit der LSG-VO
nicht in Einklang bringen lassen; Neugenehmigungen
von Freizeitgarten sind auf Grundlage der LSG-VO
vermutlich ausgeschlossen,;

e Die Steinbruchwand ist als kartiertes Biotop ,Fels-
wand SW Ohrsberg“ geschiitzt. Eine evtl. vorgese-
hene Kletternutzung wird sowohl aus Sicht der LSG-
VO und des Biotopschutzes als auch aus artenschutz-
rechtlicher Sicht kritisch gesehen. Ein Anbringen von
Nisthilfen fur Uhu oder Wanderfalke wird dagegen be-
gruit.

e Erhalt und fachgerechte Sanierung bzw. vorsichtige
Freistellung von Trockenmauern (fur verschiedene In-
sektenarten, Amphibien und Reptilien)

e Entfernen von fremdlandischen, invasiven Gehoélzen
und Neupflanzungen

e Zuruckhaltende, mafivolle Beschilderungen zur heimi-
schen Natur sowie zu Naturschutz- und Artenschutz-
themen, die Erholungssuchenden bspw. das Gese-
hene erklart und praktische Tipps fir den heimischen
Balkon / den heimischen Garten gibt.

Insgesamt wird die Erstellung des Griinrahmenplans von
Seiten der unteren Naturschutzbehérde begrifit. Ein zu
massiver Ausbau mit Freizeiteinrichtungen ist jedoch zu
vermeiden. Es gilt, ein ausgewogenes Verhdltnis von Na-
tur und Nutzung durch Erholungssuchende zu finden.

Die Bemiihungen um die Ausweisung eines
Waldrefugiums werden in Anbetracht der vom
Forst vorgetragenen Bedenken (Ordnungszif-
fer 8) nicht weiterverfolgt.

Der Ansatz einer mdglichen Kletternutzung
wird nicht weiterverfolgt.

Wird zur Kenntnis genommen.

Ordnungsziffer 5:
Naturschutzbund (NABU) Gruppe Eberbach,
Schreiben vom 29.10.2021, eingegangen am 02.11.2021

Wir nehmen zu folgenden Punkten des Entwurfsinhalts
wie folgt Stellung:

Zu 1 ,Anlass...“

Das wichtigste aufgefiihrte Planungsziel stellt fir uns ,Er-
halt und Verbesserung von heimischen Tier- und Pflan-
zenarten und Vermittlung ihrer Bedeutung® dar. Es ist
selbstverstandlich darauf zu achten, dass die Umsetzung
anderer genannter Planungsziele (z.B. ,Wegefihrung*
und ,,Angebot(s) zur Naherholung®) dem oben genannten
Ziel nicht entgegensteht.

Wird zur Kenntnis genommen.




Anlage 1
Griinrahmenplan ,,Ohrsberg® als sonstige stadtebauliche Planung gemaf
dem § 1 Abs. 6 Nr. 11 des Baugesetzbuches (BauGB)

Zusammenfassung und Kommentierung der im Zuge der Offenlage der Trager 6ffentlicher Belange
gemaR § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 2 BauGB
eingegangenen Stellungnahmen

| Einwande/Anregungen | Stellungnahme der Verwaltung

Aus diesem Grund lehnen wir verschiedene MalRnahmen,
wie von den Planern angeregt, ab: Felswand als Kletter-
wand, Fitnesspfad, Pavillon auf dem Plateau, Grillstation.
Der Empfehlung des Biiro Plessing, den Ohrsberg fir
Mountainbiker zu sperren, schlie3en wir uns an.

Die Beleuchtung des Turms als Event — noch dazu im
Wald — empfinden wir als genauso unpassend wie die
,normale“ Beleuchtung des Turms im Winterhalbjahr,
wenn auch nur bis 22 Uhr. Wir sind zudem der Meinung,
dass Stromverbrauch fir nicht zwingend notwendige
MaRnahmen vermieden werden sollte.

Von hoher Bedeutung ist zudem eine zuklnftige ,bauliche
Ordnung der gartnerisch genutzten Bereiche” um u.a. ,der
Flachenversiegelung... entgegenzuwirken®, aber auch um
»ein ungewollt hohes Mal¥* an Bebauung zu verhindern
(siehe im Detail 7.7.2) bzw. zuriickzunehmen.

Zu 2 ,Beschreibung...”

Der Aussage des Planungsburos ,Der naturbelassene
Wald und die markanten, alten Einzelbdume haben einen
besonderen 6kologischen und naturschutzrechtlichen
Wert und sind unbedingt zu erhalten® (2.2) stimmen wir
vollumfanglich zu. Hinzu kommt die ,grof3e Bedeutung
des Ohrsbergwaldes als ,Frischluftproduktionszone” fir
das Stadtklima (2.3.2).

Der Wald auf dem Ohrsberg soll deshalb auch weiterhin
aus der Nutzung genommen bleiben. Eine mégliche Neu-
gestaltung der Wegefuhrung sollte bisher zusammenhéan-
gende Waldbereiche nicht ,zerschneiden®.

Wir wiirden die Ausweisung eines Waldrefugiums begri-
Ben, wenn diese von der Stadtforsterei mitgetragen wer-
den wirde. Die in der Stellungnahme der Stadtforsterei
geéaulRerten Bedenken in punkto Verkehrssicherung sind
namlich selbstverstandlich nachvollziehbar. Es stellt sich
fur uns jedoch die Frage, ob der erwdhnte ,erhdhte(n)
Aufwand fir die Verkehrssicherung mit entsprechenden
Folgekosten® fir ,alle ErholungsmalRnahmen im oberen
Bereich des Ohrsbergs” leistbar bzw. finanzierbar sind
und deshalb vielleicht auch auf den bereits provisorisch
angelegten Weg verzichtet werden sollte. Wenn auch die
dort angedachten Aussichtspunkte sehr reizvoll erschei-
nen.

Die Bestimmungen der LSG-Verordnung sind einzuhalten
und die Entwicklung des Ohrsbergs deshalb in Abstim-
mung mit der Unteren Naturschutzbehérde des Rhein-
Neckar-Kreises zu gestalten (2.3.5).

Es ist anzustreben, die mittlerweile Uberalterten Streu-
obstwiesen ,zu entwickeln und zu erhalten® (2.4.2). Ein
Pflegekonzept ist zu erstellen. Lobend erwéhnt werden
sollen an dieser Stelle die vom Planungsbiro hierfir ge-
nannten ersten konkreten Ansétze: Schafbeweidung
durch die Steinbruchbesitzer, Zusammenarbeit mit Wald-
kindergarten und Imkerverein.

Wird zur Kenntnis genommen. Die angespro-
chenen Einzelpunkte werden nochmals ins-
besondere auf deren Genehmigungsfahigkeit
nach der LSG-VO in der Ausflihrungsphase
gepruft. Hinsichtlich einer méglichen Klet-
ternutzung, siehe OZ 4.

Wird zur Kenntnis genommen, siehe Ord-
nungsziffer 4.

Wird zur Kenntnis genommen, siehe Ord-
nungsziffer 4.

Wird zur Kenntnis genommen.

Wird zur Kenntnis genommen. Die Bemuhun-
gen um die Ausweisung eines Waldrefugiums
werden in Anbetracht der vom Forst vorgetra-
genen Bedenken jedoch nicht weiter verfolgt,
siehe Ordnungsziffer 8.

Wird zur Kenntnis genommen und beriick-
sichtigt.

Wird zur Kenntnis genommen. Die Sukzes-
sion der ehemaligen, jetzt Uberalterten und
stark eingewachsenen Streuobstwiesen am
Ohrsberg ist bereits weit fortgeschritten. Der
Aufwand sowohl der Erstpflege als auch der
Unterhaltungspflege wére zu hoch und unver-
haltnism&Rig. Es erscheint deshalb sinnvoller,
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Erste PflegemalRnahmen kdnnten u.U. auch durch den
Landschaftserhaltungsverband Rhein-Neckar vorgenom-
men werde. Unsere NABU-Gruppe Eberbach wirde sich
ggf. ebenfalls mit einbringen, z.B. mit Obstbaumbepflan-
zungen und dem Aufhangen von Vogelnistkasten. U.U.
kénnten wir auch in Sachen Fledermauskasten mit Rat
und Rat zur Seite stehen.

Trockenmauern sind ,besonders wertvoll und deshalb er-
haltenswurdig“ (2.4.4). Mdglicherweise ist die Durchfih-
rung der angeregten Biotopkartierung bei der Beantra-
gung von Fordermitteln zur Sanierung der Mauern von
Vorteil. Ein hervorragendes Beispiel fir eine Trockenmau-
ersanierung und deren Finanzierung stellt die Cef-Mal3-
nahme innerhalb des Bebauungsplans ,Wolfsacker” dar
(Stellungnahme Umweltamt, S. 28). Die sonnenexponier-
ten Trockenmauern sollten als erstes fir Instandhaltungs-
arbeiten ausgewahlt werden.

Zu 7 ,Freiflachenkonzept...

Wir begriiRen die angedachte MaRnahme ,7.7.1 Ring-
walle von Gehdlzen freihalten®, sofern die tatsachlich
dazu fihrt, dass ,Historische Mauerreste... als Habitat fur
beispielsweise Eidechsen oder Wildbienen und andere In-
sekten” zu Tage treten und mit hoher Wahrscheinlichkeit
von diesen auch genutzt werden. Wir geben jedoch zu be-
denken, dass dadurch méglicherweise andere Lebens-
raume fir Insekten bei falschem Pflegezeitpunkt beseitigt
werden. Wir regen an, fir den gesamten Ohrsberg (u.a.
Wegrander) ein naturvertragliches Pflegekonzept zu er-
stellen und dariiber hinaus zusétzliche Blihflache, wo
passend, anzulegen. Ein Partner kdnnte hier der Natur-
park Neckartal-Odenwald mit seinem Projekt ,Blihender
Naturpark® sein.

Zu 8 Fazit*

Der Feststellung der Planer ,Einen Schwerpunkt des
Maflinahmenkonzeptes bildet die Verbesserung der tkolo-
gischen Situation und die Vermittlung der Bedeutung von
Tieren und Pflanzen fur die Bevdlkerung“ kénnen auch wir
unterstreichen.

Alle MaBnahmen missen in unseren Augen nachhaltig
und auf Dauer ausgerichtet sein. Dies muss regelmagig
hinterfragt und kontrolliert werden.

die noch halbwegs intakten Streuobstflachen
am Hungerbuckel, in der Wimmersbacher
Steige, auf dem Breitenstein und stidwestlich
Rockenau zu pflegen und zu unterhalten.

Wird zur Kenntnis genommen.

Wird zur Kenntnis genommen.

Wird zur Kenntnis genommen.

Ordnungsziffer 6:

Schreiben vom 27.10.2021, eingegangen am 03.11.2021

Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Wasserrechtsamt, Wasserrecht,

Von Seiten des Wasserrechtsamtes bestehen keine Be-
denken gegen das Vorhaben.

Auch die Untere Bodenschutzbehorde sieht keine Be-
lange des Bodenschutzes oder der Altlastenbearbeitung
betroffen.

Wird zur Kenntnis genommen.
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Ordnungsziffer 7:

Polizeiprasidium Mannheim, Fihrungs- und Einsatzstab, E-Mail vom 10.11.2021

Gegen den Grunrahmenplan bestehen grundsatzlich
keine Bedenken.

Weitere Anregungen sind von unserer Seite im derzeiti-
gen Verfahrensstand nicht vorzubringen.

Wird zur Kenntnis genommen.

Ordnungsziffer 8:

Rhein-Neckar-Kreis, Kreisforstamt, 54.24, E-Mail vom 25.10.2021

Im vorliegenden Planentwurf wird eine Vielzahl verschie-
dener MalRBhahmen zur Entwicklung des Ohrsberg vorge-
schlagen. Grundsétzlich wird darauf hingewiesen, dass
jede Infotafel oder andere Einrichtung, die zu langerem
Verweilen einladt, eine erhdhte Verkehrssicherungspflicht
fur den umliegenden Waldbereich nach sich zieht. Dies
trifft etwa bei der Einrichtung eines Waldlehrpfads, Fit-
nesspfads oder bei der Aufstellung von Sitzbanken zu.
Hier gilt es, einerseits zwischen dem daraus entstehen-
den Aufwand und eventuell notwendigen Eingriff in den
Wald und andererseits dem Mehrwert flr die Erholungs-
suchenden abzuwagen.

In Bezug auf die Freistellung der Ringwaélle bitten wir um
rechtzeitige Information, in welchem Umfang dies erfolgen
soll. Eventuell ist hier zu prtfen, ob eine Waldumwand-
lung vorliegt. Gleiches gilt fir die erwahnten arch&ologi-
schen Grabungen.

Des Weiteren wird die Einrichtung eines Waldkindergar-
tens empfohlen. Bitte beachten Sie, dass hierflr eine Ge-
nehmigung der unteren Forstbehdrde nach 8§37 Lan-
deswaldgesetz notwendig ist. Fir die Bereiche der Zu-
fahrt, des taglichen Aufenthalts und regelmaRig angesteu-
erter Waldorte besteht eine erhdhte Verkehrssicherungs-
pflicht. Es muss eindeutig geregelt werden, wer fur deren
Einhaltung verantwortlich ist. Zudem ist es nicht empfeh-
lenswert, die notwendige Schutzhitte im Waldbereich ein-
zurichten. Hier soll die Gruppe Schutz bei Sturm und Ge-
witter finden, der Aufenthalt bei diesen Witterungsbedin-
gungen kann im Fallbereich von Baumen jedoch lebens-
geféhrlich sein. Daher ist es sinnvoll, eine Unterkunft zu
wahlen, die den nach 84 Landesbauordnung vorgesehe-
nen Waldabstand von Gebauden zum Wald von 30 Me-
tern einhalt.

AuRRerdem schlagt das Planungsbiro Plessing vor, ein
Waldrefugium auszuweisen. Dies ist grundsatzlich tGberall
im Wald méglich. Um Folgekonflikte zu vermeiden, raten
wir allerdings dazu, die Waldfunktionen Naturschutz und
Erholungsfunktion wo immer mdéglich rAumlich zu trennen
und zu entzerren. Die Ausweisung eines Waldrefugiums

Wird zur Kenntnis genommen. Da alle im
Grunrahmenplan vorgeschlagenen MaRRnah-
men einer Genehmigung bedurfen, ware im
Einzelfall die Malinahme auf eine ggf. er-
hoéhte Verkehrssicherungspflicht zu Uberpri-
fen.

Wird zur Kenntnis genommen und gepriift.
Sofern eine Genehmigung nach 8 9 LWaldG
erforderlich ist, wird eine solche vor Umset-
zung der MalRhahme beantragt.

Wird zur Kenntnis genommen. Mit Baugeneh-
migung vom 23.01.2020 durch das zustan-
dige Baurechtsamt beim Landratsamt des
Rhein-Neckar-Kreises wurde die Errichtung
und der Betrieb eines Waldkindergartens ge-
nehmigt.

Wird zur Kenntnis genommen und die Anre-
gung der Einrichtung eines Waldrefugiums
auf einer Teilflache des Ohrsberges wird zu-
rickgenommen.
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Anlage 1
Griinrahmenplan ,,Ohrsberg® als sonstige stadtebauliche Planung gemaf
dem § 1 Abs. 6 Nr. 11 des Baugesetzbuches (BauGB)

Zusammenfassung und Kommentierung der im Zuge der Offenlage der Trager 6ffentlicher Belange
gemaR § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 2 BauGB
eingegangenen Stellungnahmen

| Einwande/Anregungen | Stellungnahme der Verwaltung

in einem ruhigen und wenig besuchten Waldbereich ist
mit Blick auf die sichere Begehbarkeit von Spazierwegen
deshalb sinnvoller als in einem vielbesuchten Waldgebiet.

B — friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit

Der Entwurf des Griinrahmenplanes ,,Ohrsberg“ als sonstige stadtebauliche Planung geman
dem § 1 Abs. 6 Nr. 11 des Baugesetzbuches (BauGB) lag in der Zeit vom 27.09.2021 bis ein-
schlieB3lich 02.11.2021 im Rathaus Eberbach, Leopoldsplatz 1, 69412 Eberbach — Flur im 3. OG -
aus.

Wahrend dieses Zeitraumes gingen Seiten der Offentlichkeit folgende Stellungnahmen ein:

Ordnungsziffer 1:
Schreiben zweier Burger vom 02.11.2021, eingegangen am 02.11.2021

Grundsatzlich begrif3en wir ausdriicklich das Bestreben | Wird zur Kenntnis genommen.
der Stadt Eberbach mit der Planung den Erhalt und die
Verbesserung der Lebensstatten von heimischen Tier-
und Pflanzenarten zu erreichen, sowie den Erhalt und die
Verbesserung der kulturhistorischen Besonderheiten des
Ohrsbergs zu starken.

Auf die Besonderheiten des alten Steinbruchs ist in dem | Wird zur Kenntnis genommen.
Entwurf des Biiros Plessing bereits eingegangen worden.
Grundsatzlich stehen wir den Planungsvorschlagen offen
gegentber. Eine 6kologische Aufwertung der Steinbruch-
wand fur Brutflachen fur Falken und Mauerseglern o0.a.
wird aus unserer Sicht ausdrtcklich begrufdt. Die Idee das
Gipfelplateau als Aussichtspunkt Uber die Stadt und den
Neckar aufzuwerten ist sicherlich eine grof3e Attraktion fur

Burger und Besucher. Der bereits angelegte Weg wird Wird bericksichtigt. Der Trampelpfad zur
schon gut frequentiert. Der neue Weg hat aber offensicht- | Bruchkante ist inzwischen wieder zugewach-
lich auch dazu gefiihrt, dass vermehrt Menschen zum sen. Als besucherlenkende MafRnahme wird
Steinbruch laufen. Der Zaun wird regelmafig niederge- ein zusatzlicher Wegweiser aufgestellt.

driickt. Bisher wurde dieser nur repariert. Um eine gute
Zusammenarbeit mit den Eigentimern wird gebeten, da-
mit der Zaun zur Abbruchkante nicht zu einer dauernden
Belastung durch Vandalismus fur die Eigentimer wird und
niemals jemand durch Absturz verungliickt. Es wird vor-
geschlagen, das Erreichen des Zaunes weniger offen zu
gestalten, eventuell mit Gestripp oder mit einer Art Ben-
jeshecke. Vor allem liegt den Birgern die Sicherheit der
Kinder und Jugendlichen am Herzen. Vermutlich wird der
Ohrsberg durch den Zuzug junger Familien im Neubauge-
biet vermehrt zum Spiel- und Aufenthaltsbereich.

Eine offentliche Nutzung des privaten Bereichs des Stein- | Wird zur Kenntnis genommen, siehe Ord-
bruchs als Kletterwand ist nicht im Sinne der Burger. Viel- | nungsziffer 4. Eine Aufnahme weiterer Maf3-
mehr wéare es winschenswert, wenn die bereits auf dem | nahmen in den Griinrahmenplan ist nicht
Grundstiick im Randbereich des Steinbruchs erfolgten
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Anlage 1

Griinrahmenplan ,,Ohrsberg® als sonstige stadtebauliche Planung gemaf

dem § 1 Abs. 6 Nr. 11 des Baugesetzbuches (BauGB)

Zusammenfassung und Kommentierung der im Zuge der Offenlage der Trager 6ffentlicher Belange
gemaR § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 2 BauGB

eingegangenen Stellungnahmen

| Einwande/Anregungen

| Stellungnahme der Verwaltung

MaRnahmen in den Grinrahmenplan mit aufgenommen
werden wirden. Von Seiten der Steinbrucheigentiimer
wird bereits der vorhandene Obstbaumbestand umfang-
reich ergénzt, sowie offene Wiesen-, bzw. Grasflachen
geschaffen. Dies wird unter anderem durch eine Schafbe-
weidung der Flachen gewéhrleistet. Um dies auch in Zu-
kunft in angemessener Form gewahrleisten zu kénnen,
waren gdf. in eingeschrankter Form Unterstandsflachen
fur die Schafe erforderlich. Es handelt sich in diesem
Sinne nicht um Viehwirtschaft in klassischer Form, son-
dern die rechtlich gesicherte Mdglichkeit, auch innerhalb
des LSG im Sinne des Griinrahmenplans, oder eines
noch aufzustellenden Bebauungsplanes eine untergeord-
nete bauliche Anlage flrr eine eingeschrankte Tierhaltung
errichten zu kénnen.

erforderlich. Der Griinrahmenplan dient als
Richtschnur.

Die Errichtung von baulichen Anlagen wére
im Einzelfall im Rahmen eines Bauantrags-
verfahrens zu prifen.

Eberbach, den 21.02.2022
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Fachamt: Bauverwaltung Vorlage-Nr.: 2022-049

Datum: 24.02.2022

Beschlussvorlage

5. Teilanderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 23 "Neuer Weg", Teilgebiet
Einzelhandel, der Stadt Eberbach

a. Beschlussfassung Uber die wahrend der Offenlage eingegangenen Stellungnahmen der
Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 i.V.m. § 4a Abs. 3 Satz
1 BauGB

b. Beschlussfassung uber die wahrend der Offenlage eingegangenen Stellungnahmen der
Offentlichkeit nach § 3 Abs. 2 i.V.m. § 4a Abs. 3 Satz 1 BauGB

c. Billigung des Entwurfes einschliel3lich der ortlichen Bauvorschriften zur 5. Teilanderung
und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 23 "Neuer Weg", Teilgebiet Einzelhandel

Beratungsfolge:

Gremium am
Bau- und Umweltausschuss 10.03.2022 nicht 6ffentlich
Gemeinderat 24.03.2022 offentlich

Beschlussantrag:

1. Die Stellungnahmen der gemal § 4 Abs. 2 i.V.m. § 4a Abs. 3 Satz 1 Baugesetzbuch
(BauGB) an den Verfahren zur 5. Teilanderung und Erweiterung des Bebauungsplanes
Nr. 23 "Neuer Weg", Teilgebiet Einzelhandel beteiligten Behdrden sowie sonstigen
Trager offentlicher Belange werden zur Kenntnis genommen und entsprechend der
Stellungnahme der Verwaltung nach der Anlage 1 abgewogen und beschieden.

2. Es wurde eine Beteiligung im Sinne des § 3 Abs. 2 i.V.m. 8§ 4a Abs. 3 Satz 1 BauGB
durchgefuhrt. Es wird zur Kenntnis genommen, dass wahrend der Beteiligung seitens der
Offentlichkeit keine Stellungnahmen abgegeben wurden.

3. Der Entwurf einschlielich der ortlichen Bauvorschriften zur 5. Teildnderung und
Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 23 "Neuer Weg", Teilgebiet Einzelhandel wird mit
den aus der Ziffer 1 ergebenden Anderungen, gebilligt.

Klimarelevanz:

Keine Klimarelevanz.

Gemal der Klimawirkungsprifung des ifeu-Instituts (Version 2.0) liegt keine Klimarelevanz
vor, da es sich bei dem Vorhaben lediglich um die Anderung eines Bebauungsplans handelt
und nicht etwa um ein konkretes Bauvorhaben.




Sachverhalt / Begrindung:
1. Ausgangsituation

Durch den Gemeinderat wurde am 28.01.2016 der Aufstellungsbeschluss fir die
5. Teilanderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 23 ,Neuer Weg®, Teilgebiet
Einzelhandel, der Stadt Eberbach, gema3 8§ 2 Abs. 1 BauGB gefasst, siehe Beschluss-
vorlage Nr. 2015-321/1.

Der Aufstellungsbeschluss wurde gemaf § 2 Abs. 1 BauGB in der Eberbacher Zeitung und
in der Rhein-Neckar-Zeitung am 08.07.2017 6ffentlich bekanntgegeben.

In der Folge wurden die frihzeitige Beteiligung, deren Abwagung (siehe Beschlussvorlage
Nr. 2019-188) sowie zwei Offenlagen und deren Abwagung (siehe Beschlussvorlagen Nrn.
2020-360 und 2021-047) durchgefuihrt. Der Gemeinderat fasste in seiner 6ffentlichen Sitzung
vom 25.03.2021 den Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan sowie den o6rtlichen
Bauvorschriften (siehe Beschlussvorlage Nr. 2021-048).

Mit Schreiben vom 06.05.2021 wurde der Antrag auf Genehmigung des Bebauungsplanes
mit all seinen Bestandteilen beim zustdndigen Baurechtsamt des Landratsamtes Rhein-
Neckar-Kreis zur Genehmigung gestellt.

Mit Schreiben vom 06.08.2021 hat das Baurechtsamt mitgeteilt, dass eine Genehmigung des
vorliegenden Bebauungsplanes zunachst nicht in Aussicht gestellt werden kann, da derzeit
Punkte offen sind, welche einer Genehmigung entgegenstehen. Diese kdnnen mit der
Durchfiihrung einer erneuten Offenlage geheilt werden. Der Antrag auf Genehmigung wurde
daher seitens der Stadt Eberbach schriftlich zuriickgenommen.

Der am 25.03.2021 gefasste Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan sowie den 6rtlichen
Bauvorschriften wurde in der 6ffentlichen Sitzung des Gemeinderates am 25.11.2021 wieder
aufgehoben und die erneute 6ffentliche Auslegung geman § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2i.V.m.

8 4a Abs. 3 Satz 1 BauGB beschlossen. Dadurch wurde die Abgabe einer Stellungnahme
nur auf die Anderungen/Erganzungen des Bebauungsplanentwurfes beschrankt und nicht
mehr, wie bei der Regeloffenlage, auf den gesamten Bebauungsplanentwurf.

Die erneute Offenlage erfolgte im Zeitraum vom 09.12.2021 bis einschlie3lich 14.01.2022.

Die offentliche Bekanntmachung der Offenlage erfolgte am 01.12.2021 in der Rhein-Neckar-
Zeitung — Eberbacher Nachrichten — sowie der Eberbacher Zeitung.

Die letzte Stellungnahme ist am 14.01.2022 eingegangen. Seitens der Offentlichkeit wurden
keine Stellungnahmen abgegeben.

2. Beteiligung der Behorden

Mit Schreiben vom 03.12.2021 wurden die Behdrden sowie die sonstigen Trager 6ffentlicher
Belange gebeten, zu dem Entwurf der 5. Teildanderung und Erweiterung des
Bebauungsplanes Nr. 23 "Neuer Weg", Teilgebiet Einzelhandel, eine Stellungnahme
abzugeben. Die betroffenen Fachamter im Hause wurden ebenso am Verfahren beteiligt. Die
einzelnen Stellungnahmen gehen aus der Anlage 1 dieser Beschlussvorlage hervor. Die
letzte Stellungnahme ist am 14.01.2022 bei der Verwaltung eingegangen. Es wird empfohlen
entsprechend der Stellungnahme der Verwaltung, zu den einzelnen Anregungen eine
Entscheidung zu treffen.



3. Beteiligung der Offentlichkeit

Die Beteiligung der Offentlichkeit erfolgte in der Zeit vom 09.12.2021 bis einschlieRlich
14.01.2022. Aufgrund der Corona-Pandemie war das Rathaus fur die Offentlichkeit
geschlossen. Die Offenlage des Bebauungsplanes erfolgte daher im Foyer der Stadthalle,
Leopoldsplatz 2. Seitens der Offentlichkeit sind im Rahmen der erneuten Offenlage des
Bebauungsplanentwurfes keine Stellungnahmen eingegangen.

4. Billigung des geénderten Planentwurfes

Im Ergebnis und unter Berlcksichtigung der als Anlage 1 beigefugten Stellungnahme der
Verwaltung ergeben sich bei der Offenlage der Anderungen/Erganzungen des vorgelegten
Planentwurfes keine wesentlichen Anderungen. An der in der Beschlussvorlage

Nr. 2021-310 dargestellten Plankonzeption wird festgehalten.

Die bei der ,Stellungnahme der Verwaltung* erfolgten Hinweise werden in den
Bebauungsplanentwurf eingearbeitet. Es wird deshalb vorgeschlagen den Entwurf zur
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 23 ,Neuer Weg*, Teilgebiet Einzelhandel,

5. Teilanderung und Erweiterung und den erforderlichen Anlagen zu billigen.

5. Weiteres Verfahren

Entsprechend dem Beschlussantrag wird empfohlen, dem vorgelegten Entwurf zur
Aufstellung der 5. Teilanderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 23 "Neuer Weg",
Teilgebiet Einzelhandel, zuzustimmen.

Gemall 8§ 10 Abs. 1 BauGB kann der Bebauungsplan dann als Satzung beschlossen
werden.

Nach Billigung des Planentwurfes einschlie3lich des Entwurfes der Satzung zum Erlass von
ortlichen Bauvorschriften und der Begrindung werden die Behdrden und sonstigen Trager
offentlicher Belange sowie die Offentlichkeit, die Stellungnahmen bzw. Anregungen
vorgebracht haben, tber die Entscheidungen des Gemeinderates informiert.

Der Bebauungsplan Nr. 23 ,Neuer Weg*, Teilgebiet Einzelhandel, 5. Teildanderung und
Erweiterung soll vor in Kraft treten der 1. Anderung des Flachennutzungsplanes (FNP) der
vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft (vWG) Eberbach-Schdnbrunn erfolgen. Der
gemeinsame Ausschuss der vWG Eberbach-Schonbrunn hat bereits die Offenlage der

1. Anderung des FNP beschlossen. Die Offenlage wurde am 23.09.2021 6ffentlich bekannt
gemacht und in der Zeit vom 04.10.2021 bis einschlie3lich 08.11.2021 durchgefihrt. Im
Rahmen der Offenlage der 1. Anderung des FNP der vWG Eberbach-Schoénbrunn sind fiir
den Geltungsbereich der 5. Teilanderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 23
keine Anregungen bzw. Stellungnahmen von Seiten der Behérden und sonstigen Tréger
offentlicher Belange sowie der Offentlichkeit eingegangen. Seitens der Verwaltung ist nun
vorgesehen, die Offenlage der 1. Anderung des FNP zeitnah den Gremien der Stadt
Eberbach sowie der Gemeinde Schénbrunn zur Erteilung von Weisungsbeschlissen fur die
Sitzung des gemeinsamen Ausschusses der vWG Eberbach-Schdnbrunn vorzulegen.

Vor der offentlichen Bekanntmachung des Bebauungsplanes ist dieser daher dem
zusténdigem Baurechtsamt beim Landratsamt des Rhein-Neckar-Kreises zur Genehmigung
vorzulegen.



Durch eine dffentliche Bekanntmachung wird der Bebauungsplan in Kraft gesetzt.

Michael Reinig
Erster ehrenamtlicher
Birgermeister-Stellvertreter

Anlage/n:

Anlage 1: Synopse zu den eingegangenen Stellungnahmen
Anlage 2: Zeichnerischer Teil des Bebauungsplanentwurfes



Anlage 1

5. Teilanderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 23 ,Neuer Weg", Teilgebiet Einzelhandel,

69412 Eberbach

Zusammenfassung und Kommentierung

der im Zuge der erneuten Anhdrung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher
Belange gemal’ § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) sowie der erneuten Beteiligung
der Offentlichkeit gemaf § 3 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 4a Abs. 3 BauGB eingegange-

nen Stellungnahmen

Einwande/Anregungen

| Stellungnahme der Verwaltung

A — erneute Anhérung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange

Ordnungsziffer 1:
Stadt Eberbach, 660 Tiefbauabteilung

Schreiben vom 13.12.2021, eingegangen am 13.12.2021

Nach Prifung der uns Ubermittelten Unterlagen
konnten wir feststellen, dass das Leitungsrecht fur
das kommunale Starkregenrisikomanagement, wie
abgestimmt, aus dem Bebauungsplan entnommen
wurde.

Von Seiten der Tiefbauabteilung sind keine weite-
ren Anregungen erforderlich.

Aufgrund der Konzeption des kommunalen Starkre-
genrisikomanagements kann auf dem Grundsttick
des Lebensmittel-Verbrauchermarktes auf die Dar-
stellung des urspringlich hier vorgesehenen Lei-
tungsrechts verzichtet werden.

Ordnungsziffer 2:

Stadt Eberbach, 320 Ordnungsamt/ Ortliche StraRenverkehrsbehdérde

E-Mail vom 06.12.2021

Von Seiten des Ordnungsamtes/ Ortl. StraRenver-
kehrsbehérde der vvG Eberbach-Schénbrunn wird
auf die bereits erfolgten Stellungnahmen vom
26.04.2019 und 01.07.2020 verwiesen.

In der Stellungnahme vom 01.07.2020 wird seitens
des Ordnungsamtes/der ortlichen Stral3enverkehrs-
behdrde der vWG Eberbach-Schdnbrunn die Fest-
stellung getroffen, dass zu den Planungsinhalten
keine Anregungen bzw. Vorschlage fur eine Ver-
besserung vorzubringen sind.

Ordnungsziffer 3:
Eisenbahn-Bundesamt
E-Mail vom 07.12.2021

Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden
von der Planung bertuhrt. Bei Beachtung der nach-
folgenden Nebenbestimmungen bestehen keine
Bedenken:

Es wird darauf hingewiesen, dass Flachen einer
Eisenbahn des Bundes nicht tiberplant werden
durfen. Um solche Flachen handelt es sich, wenn

« Grundstticke von einer Entscheidung gemaR § 18
AEG erfasst worden sind,

Auf den bisherigen Abwagungsvorgang im Zuge der
Aufstellung des Bebauungsplanes wird verwiesen.

Der Bebauungsplan tberplant lediglich die sich im
stadtischen Eigentum befindliche Gleisanlage. Die
Freistellung dieser Flachen von Bahnbetriebszwe-
cken wurde beantragt und seitens des Regierungs-
prasidiums Karlsruhe mit Schreiben vom
11.03.2020 erteilt.




Anlage 1

5. Teilanderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 23 ,Neuer Weg", Teilgebiet Einzelhandel, 69412 Eberbach

Zusammenfassung und Kommentierung der erneuten Anhérung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange

gemaR § 4 Abs. 2 BauGB sowie der erneuten Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 2 BauGB i. V. m.

§ 4a Abs. 3 BauGB eingegangenen Stellungnahmen

| Einwande/Anregungen

| Stellungnahme der Verwaltung

« das planfestgestellte Vorhaben verwirklicht wor-
den ist,

« die Grundstiicke fur Bahnbetriebszwecke tatsach-
lich in Dienst genommen worden sind.

Aus diesem Grund sind diese Flachen aufgrund des
Fachplanungsprivilegs aus § 18 AEG i. V. m.

§ 38 BauGB der kommunalen Planungshoheit ent-
zogen, solange sie nicht gemaf § 23 AEG von
Bahnbetriebszwecken freigestellt worden sind.
Weiterhin dirfen keine Bahnanlagen geéndert wer-
den. Aus den mitgelieferten Unterlagen ist nicht
ersichtlich, ob es zu irgendwelchen Anderungen
kommt. Ergibt sich im Zusammenhang mit einem
Bebauungsplan die Notwendigkeit der Anderung
einer Betriebsanlage (z.B. die Versetzung eines
Oberleitungsmastes) sind diese Anderungen nur im
Rahmen eines Planrechtsverfahrens nach § 18
AEG zulassig. Wenn an den Bahnanlagen nichts
geandert wird, bestehen keine Bedenken, die Fla-
chen sind nachrichtlich darzustellen im B-Plan.

Damit endete formal auch die Eignung der Flachen
als Betriebsanlagen der Eisenbahn. Sie wurden
planungsrechtlich in die Hoheit der Stadt Eberbach
Uberstellt.

Ordnungsziffer 4:

E-Mail vom 14.12.2021

fibernet.rn, Zweckverband High-Speed-Netz Rhein-Neckar

Im Plangebiet befindet sich Glasfaserinfrastruktur
des Zweckverbandes High-Speed-Rhein-Neckar.
Bei baulichen MaRnahmen sind unsere Anlagen zu
schitzen und durfen nicht Uberbaut werden.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, hat je-
doch planungsrechtlich keine Relevanz.

Ordnungsziffer 5:

E-Mail vom 21.12.2021

Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Gesundheitsamt

Aus den uns vorgelegten Unterlagen ist kein Grund
fur eine Ablehnung durch das Gesundheitsamt zu
entnehmen. Wir gehen davon aus, dass die geltend
gesetzlichen Bestimmungen der Schalltechnischen
Untersuchung Anwendung finden.

Sollten sich im Zuge weiterer Planungsmalfinahmen
hygienisch relevante Bereiche konkretisieren (Bau-
plane von z.B. Kindergérten, Schulen und sonstigen
sozialen/ éffentlichen Einrichtungen), bitten wir um
rechtzeitige Benachrichtigung.

Wird zur Kenntnis genommen.

Ordnungsziffer 6:

E-Mail vom 22.12.2021

Deutsche Telekom Technik GmbH, Technik Niederlassung Sudwest

Die Anderungen in der 2. Offenlage beriihren keine
Belange der Telekom. Zur 0.a. Planung haben wir
mit Schreiben vom 16.07.2020 und 18.02.2021
Stellung genommen. Diese Stellungnahmen gelten
unverandert weiter.

In den genannten Stellungnahmen weist die Deut-
sche Telekom darauf hin, dass der Bestand und der
Betrieb der vorhandenen TK-Linien jederzeit wei-
terhin gewéhrleistet bleiben muss.

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und
mussen im Rahmen maoglicher Baumafnahmen
Beachtung finden.
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Ordnungsziffer 7:
Bundeseisenbahnvermdgen
E-Mail vom 27.12.2021

Das BEV hat als Trager 6ffentlicher Belange keine
Einwande.

Wird zur Kenntnis genommen.

Ordnungsziffer 8:

E-Mail vom 03.01.2022

Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, StraRenverkehrsbehdorde

Diesbezlglich ergeben sich fiir den Zusténdigkeits-
bereich der StralRenverkehrsbehérde Rhein-Neckar-
Kreis auch im derzeitigen Verfahrensstand keine
Bedenken.

Die zustimmende Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

Ordnungsziffer 9:
Vodafone BW GmbH
E-Mail vom 04.01.2022

Gegen die o.a. Planung bestehen keine Einwande.

Die zustimmende Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

Ordnungsziffer 10:
Deutsche Bahn AG, DB Immobilien

Schreiben vom 03.01.2022, eingegangen am 10.01.2022

Gegen die erneuten Anderungen des Bebauungs-
planes im Rahmen des o0.g. Verfahrens bestehen
aus eisenbahntechnischer Sicht keine grundsatzli-
chen Bedenken.

Die zustimmende Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

Ordnungsziffer 11:

E-Mail vom 11.01.2022

Regierungsprasidium Karlsruhe, Referat Raumordnung, Baurecht und Denkmalschutz

Zur Planung auferten wir uns bereits mehrfach,
letztmalig mit Schreiben vom 18.02.2021. Seitdem
haben sich keine fiir uns erheblichen Anderungen
an der Planung ergeben, so dass keine erganzen-
den Anregungen oder Hinweise vorgetragen wer-
den.

Verwiesen wird auf die im Zuge des Verfahrens
bisher vorgenommenen Abwéagungsvorgange.

Die nochmals vorgenommenen Anderungen im
Bebauungsplan-Entwurf haben keinen direkten
raumordnerischen Bezug.

Die raumordnerische Vertraglichkeit der im Plange-
biet zukunftig zuldssigen und hinsichtlich der Ver-
kaufsflache eingeschrankten Einzelhandelsgrof3pro-
jekte konnte dargelegt werden und wurde durch das
Regierungspréasidium Karlsruhe akzeptiert.
Verwiesen wird auf die bisherigen Abwagungsvor-
génge und die im Zuge des Verfahrens diesbeziig-
lich vorgenommene Erganzung und Fortschreibung
einzelner Festsetzungen.
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Ordnungsziffer 12:

53.04 Untere Naturschutzbehoérde
E-Mail vom 12.01.2022

Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Amt fiir Landwirtschaft und Naturschutz,

Die Stellungnahmen der unteren Naturschutzbe-
horde vom 24.05.2019, 13.08.2020 und 24.02.2021
werden aufrechterhalten. Dartiber hinaus bestehen
keine Bedenken.

Von Seiten der Naturschutzbeauftragten erfolgten
folgende Hinweise bzw. Anregungen:

Es ist sicherzustellen, dass insbesondere die Itter
und ihr Uferbereich und die dort wachsende Vege-
tation aber auch der Itterkanal in ihrer 6kologischen
Funktion auch wahrend evtl. anfallender Bauarbei-
ten oder Umbauarbeiten nicht beeintrachtigt wer-
den. Es ist dafir Sorge zu tragen, dass es nicht zu
einem Eintrag etwa von Staub, Schleifstaub, Flus-
sigkeiten oder Abféallen kommt.

Es wird angeregt, kiinftig auf die Errichtung von
Solaranlagen auf den groRen Dachflachen der Ein-
kaufsmarkte hinzuwirken (durch bspw. Solarstrom-
konzepte).

Um in den nachsten Jahren eine Minderung des
CO2-Ausstol3es zu erreichen, ist eine zunehmende
Verbreitung von Solaranlagen auf Gebauden un-
verzichtbar. Gewerbeimmobilien wie Einkaufsmérk-
te haben gro3e Dachflachen und grof3e Parkplatze.
Einkaufsméarkte haben zudem dauerhafte Stromab-
nehmer wie z.B. Kuhlgerate. Auch Ladestationen
fur die Kundschaft werden mit zunehmender Ver-
breitung der Elektromobilitat attraktiv. Durch ent-
sprechende Festsetzungen im Bebauungsplan
koénnte die CO2-Bilanz insgesamt verbessert wer-
den. Eventuell kénnten z.B. Solardacher bei Um-
bau-Maflinahmen oder Neubau von Geb&uden oder
Gebaudeteilen vorgeschrieben werden. Auf Park-
flachen, die nicht von Baumen beschattet werden,
kénnten Solaranlagen aufgestellt werden, die
Schatten spenden und Strom erzeugen, der von
Elektrofahrzeugen getankt, im Markt selbst ver-
braucht oder ins Netz eingespeist werden kann. Fir
Flachdéacher, die nicht mit Solaranlagen bestiickt
werden, kdnnte eine insektenfreundliche Begriinung
vorgesehen werden. Méglich wére auch, Flachda-
cher sowohl zu begriinen als auch Solaranlagen
darauf zu errichten.

Der Schutz der entlang der ,Itter* vorhandenen
Vegetation und ihrer 6kologischen Funktion wurde
durch die Aufnahme einer unmittelbar an das Ge-
wasser angrenzenden Flache, welche freizuhalten
ist von jeglicher Bebauung (Gewasserrandstreifen)
verbessert. Entsprechende Schutzvorkehrungen
sind auch im Zuge durchzufihrender Baumal3nah-
men zwingend zu beachten.

Die Begriunung flach geneigter Dacher und eine
Bestuckung mit Photovoltaik-Modulen zur Erzeu-
gung von Strom und Sonnenergie sind durch die
Rickhaltung und Verdunstung von Oberflachen-
wasser auf begriinten Dachflachen sinnvolle Mal3-
nahmen im Sinne des Klimaschutzes sowie zur
Verbesserung des Kleinklimas.

Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf die in
diesem Sinne sich &ndernde Landesgesetzgebung
(Klimaschutzgesetz), so dass diese Belange nicht
zwingend Inhalt des Bauleitplanverfahrens sein
mussen.

Die erneute Offenlage mit Beteiligung der Behdrden
sowie der Offentlichkeit erfolgte gemaf § 3 Abs. 2
und § 4 Abs. 2i. V. m. § 4a Abs. 3 des BauGB.
Damit wurden nunmehr Stellungnahmen auf die
Anderungen/Erganzungen des Bebauungsplanent-
wurfes beschrankt und nicht mehr, wie bei einer
Regeloffenlage, auf den gesamten Bebauungsplan-
entwurf. Die vorgetragenen Anregungen betreffen
nicht die Anderungen/Erganzungen der aktuellen
Offenlage.

Unter den zuvor genannten Aspekten schlagen wir
daher vor, die planungsrechtlichen Festsetzungen
unverandert zu belassen.
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Ordnungsziffer 13:

E-Mail vom 13.01.2022

Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Wasserrechtsamt

Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zu-
standigkeit zu dem o.g. Plan, gegliedert nach Sach-
komplexen, jeweils mit Begriindung und ggf.
Rechtsgrundlage.

Grundwasserschutz/ Wasserversorgung

Das Plangebiet befindet sich auRerhalb eines Was-
serschutzgebiets.

Aus Sicht des Referates fur Grundwasserschutz
und Wasserversorgung bestehen gegen die Aufstel-
lung des Bebauungsplans, unter Beriicksichtigung
der bestehenden planungsrechtlichen Festsetzun-
gen sowie der folgenden Auflagen und Hinweise,
keine Bedenken.

Wasserversorgung:

1. Wasserversorgungsanlagen sind geman § 44
Abs. 4 WG nach den allgemein anerkannten Regeln
der Technik zu errichten, zu unterhalten und zu
betreiben.

Grundwasserschutz:

2. MaRnahmen, bei denen aufgrund der Grin-
dungstiefe mit Grundwasserfreilegung zu rechnen
ist, sind rechtzeitig vor der Ausfiihrung beim Was-
serrechtsamt, anzuzeigen.

Aktuelle und historische Grundwassersténde sind
Uber den Daten und Kartendienst der

LUBW http://udo.lubw.baden-
wuerttemberg.de/public/ erhéltlich. Direktauskiinfte
zu Grundwasserstanden erteilt das Regierungspra-
sidium Karlsruhe.

3. Die folgenden Vorhaben sind dem Wasser-
rechtsamt rechtzeitig vor Baubeginn anzuzeigen:

o Entnahme von Grundwasser

o Bohrungen in den Grundwasserleiter

o Einbringen von Stoffen (z. B. Beton) ins Grund-
wasser

Die Anzeige ist dem Wasserrechtsamt formlos mit
allen fur die Beurteilung notwendigen Unterlagen
und Angaben vorzulegen.

Alle Arbeiten, die sich nachteilig auf die Grundwas-
serbeschaffenheit auswirken kénnen, erfordern eine
wasserrechtliche Erlaubnis. Hierzu zéahlen insbe-
sondere Grundwasserabsenkungen. Mit den Arbei-
ten darf nicht vor Erteilung der Erlaubnis begonnen
werden.

4. Standige Grundwasserabsenkungen mit Ablei-
tung in die Kanalisation oder in Oberflachengewéas-
ser sind nicht erlaubt.

5. Wird bei Baumaflinahmen unerwartet Grundwas-
ser angeschnitten, sind die Arbeiten, die zur Er-
schlieBung gefuhrt haben unverziglich einzustellen

Die zusammenfassende Darstellung der zu beach-
tenden gesetzlichen Vorgaben wird zur Kenntnis
genommen.

Verwiesen wird auf die bisherigen Abwagungsvor-
gange im Gemeinderat und die hinsichtlich der an-
gesprochenen Thematik vorgenommenen Ergan-
zungen in den Schriftlichen Festsetzungen.
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sowie das Wasserrechtsamt zu verstandigen.

6. Bei der Planung und dem Bau der Entwasse-
rungseinrichtungen zur Ableitung der Nieder-
schlagswasser sind die Belange der Grundwasser-
neubildung zu beachten.

7. Anlagen zur Versickerung von Niederschlags-
wasser, die ein dauerhaftes Vermindern oder
DurchstoRRen von stauenden, das Grundwasser
schitzenden Deckschichten zur Folge haben, sind
nur in begrundeten Ausnahmeféallen und durch den
Einsatz von definiertem Filtermaterial (z. B. DiBt
zugelassenes Filtersubstrat, belebte Bodenschicht,
carbonathaltiger Sand) moglich.

8. Die Errichtung und der Betrieb einer Erdwéarme-
sondenanlage bedarf einer wasserrechtlichen Er-
laubnis, diese ist beim Wasserrechtsamt rechtzeitig
zu beantragen. Wir empfehlen daher eine friihzeiti-
ge Kontaktaufnahme.

Kommunalabwasser/Gewé&sseraufsicht

Aus der Sicht der Abwasserbeseitigung und der
Gewasseraufsicht bestehen gegen die Aufstellung
des Bebauungsplans keine grundséatzlichen Beden-
ken. Die Hinweise und Nebenbestimmungen unse-
rer Stellungnahme vom 23.02.2021 gelten weiter-
hin.

Altlasten/Bodenschutz
Gegen die Aufstellung des Bebauungsplans beste-
hen keine grundsatzlichen Bedenken.

Ordnungsziffer 14:
IHK Rhein-Neckar
E-Mail vom 14.01.2022

Die IHK Rhein-Neckar hélt an ihrer Stellungnahme
vom 26. Februar 2021 fest.

Zusammenfassende Beurteilung

Die Sicherung der Nahversorgung bewerten wir
positiv. Zudem sollte den bereits etablierten Le-
bensmitteldiscountern in Eberbach Bestandsschutz
gewahrt werden, der es ermdglicht, bedarfsgerech-
te Verkaufsflachenerweiterungen vorzunehmen.
Entscheidend fir das Sondergebiet ist die Frage, ob
mit der Erweiterung der Einzelhandelseinrichtungen
den innerértlichen Gebieten Entwicklungschancen
genommen werden oder Kaufkraftabflisse zu ei-
nem Verlust innerstadtischer Vielfalt, Nahversor-
gungslicken oder gar Verddung fuhren. Dies ist
unseres Erachtens nicht der Fall.

Die Erweiterungen gehen zudem mit dem , Entwick-
lungskonzept Einkaufs- und Dienstleistungsstandort
Eberbach” konform, sodass die IHK Rhein-Neckar
das Planvorhaben unterstitzt.

Die IHK Rhein-Neckar unterstiitzt die Auffassung
und die hierfuir entwickelte Planung der Stadt Eber-
bach.

Die zustimmende Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.
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Ordnungsziffer 15:

Polizeiprasidium Mannheim, Fihrungs- und Einsatzstab

E-Mail vom 14.01.2022

Im derzeitigen Planungsstand bestehen von Seiten
des Polizeiprasidiums Mannheim keine verkehrspo-
lizeilichen Bedenken. Es sind momentan keine An-
derungen vorzubringen.

Wird zur Kenntnis genommen.

Ordnungsziffer 16:

Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Baurechtsamt, 40.50 Bauleitplanung/ Baulandumlegung

E-Mal vom 14.01.2022

Zum Umweltbericht:

Die Anlage 1 zum Baugesetzbuch schreibt die zu
behandelnden Belange des Umweltberichtes vor.
Es wird grundsatzlich empfohlen, den Umweltbe-
richt stringent an die Struktur der Anlage 1 anzu-
lehnen.

Bei den Flachen im Geltungsbereich der 5. Teilan-
derung und Erweiterung des Bebauungsplanes

Nr. 23 ,Neuer Weg" handelt es sich um vollstandig
bebaute und intensiv genutzte Bereiche.

Der auf der Grundlage des § 2 a BauGB formal zu
erstellende Umweltbericht liegt vor und kommt zu-
sammenfasend zu dem Ergebnis, dass die Belange
des Landschafts- und Naturschutzes von der
Plananderung nicht oder nur in einem sehr geringen
MalRe betroffen sind.

Die Ausarbeitung erfolgte auf der Grundlage der
Anlage 1 des Baugesetzbuches. Hierin bisher nicht
genannte Beschreibungen der Bestandssituation
und Prognosen uber mogliche Entwicklungen des
Umweltzustandes sind entbehrlich, da sie inhaltlich
zu keinen, im Bebauungsplan umzusetzenden Er-
kenntnissen und Ergebnissen fiihren werden.
Dennoch schlagen wir vor, der Anregung des Bau-
rechtsamtes zu entsprechen und aus formaljuristi-
schen Grunden die Ausarbeitung zu erganzen.

Nach Abschluss des Verfahrens sind uns zwei aus-
gefertigte Planfertigungen mit Satzungen, Begrin-
dungen etc. sowie zwei Bekanntmachungen vorzu-
legen. Bevorzugt kann eine der beiden Fertigungen
auch in digitaler Form mit abgezeichneten Ausferti-
gungsvermerken vorgelegt werden. Es ist zu beach-
ten, dass die Ausfertigung vor Beginn des Be-
kanntmachungsaktes, also vor der Fertigung der
Bekanntmachungsanordnung zu erfolgen hat. Soll
der Bebauungsplan vor Wirksamwerden der Fla-
chennutzungsplanénderung in Kraft treten, ist vor
der Bekanntmachung eine Genehmigung des Be-
bauungsplans zu erwirken.

Voraussetzung fur die Erteilung einer Bebauungs-
plangenehmigung ist jedoch eine ausreichende
Planreife des Flachennutzungsplans.

Der Bebauungsplan wird dem Baurechtsamt des
Rhein-Neckar-Kreises ohnehin zur Genehmigung
vorgelegt, da es sich im vorliegenden Fall um ein
Regelverfahren gemal § 2 BauGB handelt.

Bezugnehmend auf das Verfahren zur 1. Ande-
rung/Berichtigung des Flachennutzungsplanes der
vVG Eberbach-Schénbrunn wurde die Beteiligung
der Offentlichkeit sowie der Behérden und sonstiger
Trager offentlicher Belange gemaR § 3 Abs. 2 i.V.m.
§ 4 Abs. 2 BauGB durchgefihrt. Stellungnahmen in
Bezug auf die 5. Teilanderung und Erweiterung des
Bebauungsplanes Nr. 23 ,Neuer Weg", Teilgebiet
Einzelhandel wurden nicht vorgelegt.
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B — erneute Beteiligung der Offentlichkeit

Der Entwurf zur 5. Teildanderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 23 ,Neuer Weg",
Teilgebiet Einzelhandel lag in der Zeit vom 09.12.2021 bis einschlief3lich 14.01.2022 im Foyer

der Stadthalle, Leopoldsplatz 2 aus.

Wahrend dieses Zeitraumes gingen seitens der Offentlichkeit keine Stellungnahmen ein.

Eberbach, den 15.02.2022
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Fachamt: Bauverwaltung Vorlage-Nr.: 2022-051

Datum: 24.02.2022

Beschlussvorlage

5. Teilanderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 23 "Neuer Weg", Teilgebiet
Einzelhandel, der Stadt Eberbach
Satzungsbeschluss

Beratungsfolge:

Gremium am
Bau- und Umweltausschuss 10.03.2022 nicht offentlich
Gemeinderat 24.03.2022 offentlich

Beschlussantrag:

1. Die 5. Teilanderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 23 ,Neuer Weg",
Teilgebiet Einzelhandel der Stadt Eberbach (Anlage 1) wird entsprechend dem
beigefugten Satzungsentwurf (Anlage 2) nach § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) als
Satzung beschlossen.

2. Die ortlichen Bauvorschriften fur den Geltungsbereich der 5. Teilanderung und
Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 23 ,Neuer Weg*, Teilgebiet Einzelhandel der Stadt
Eberbach werden nach § 74 Landesbauordnung (LBO) fur Baden-Wirttemberg als
Satzung beschlossen.

Klimarelevanz:

Keine Klimarelevanz.

Gemal der Klimawirkungsprifung des ifeu-Instituts (Version 2.0) liegt keine Klimarelevanz
vor, da es sich bei dem Vorhaben lediglich um die Anderung eines Bebauungsplans handelt
und nicht etwa um ein konkretes Bauvorhaben.

Sachverhalt / Begrindung:
1. Ausgangslage

Durch den Gemeinderat wurde am 28.01.2016 der Aufstellungsbeschluss fur die

5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 23 ,Neuer Weg*, Teilgebiet Einzelhandel der Stadt
Eberbach, gemal § 2 Abs. 1 BauGB gefasst, siehe Beschlussvorlage Nr. 2015-321/1.

Der Aufstellungsbeschluss wurde gemafR § 2 Abs. 1 BauGB in der Eberbacher Zeitung und
in der Rhein-Neckar-Zeitung am 08.07.2017 6ffentlich bekanntgegeben.




In der Folge wurden die frihzeitige Beteiligung, deren Abwéagung (siehe Beschlussvorlage
Nr. 2019-188) sowie zwei Offenlagen und deren Abwéagung (siehe Beschlussvorlagen Nrn.
2020-360 und 2021-047) durchgefuhrt. Der Gemeinderat fasste zunachst in seiner
offentlichen Sitzung vom 25.03.2021 den Satzungsbeschluss (siehe Beschlussvorlage
Nr. 2021-048).

Mit Schreiben des Baurechtsamtes beim Landratsamt des Rhein-Neckar-Kreises vom
06.08.2021 wurde die Genehmigung aufgrund von offenen und noch zu klarenden Punkten
des Bebauungsplanes zunachst nicht in Aussicht gestellt. In der 6ffentlichen Sitzung des
Gemeinderates vom 25.11.2021 wurde daher der Satzungsbeschluss aufgehoben und die
erneute Offenlage gemal 8 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 i. V. m. § 4a Abs. 3 Satz 1 BauGB
beschlossen.

Die erneute Offenlage erfolgte im Zeitraum vom 09.12.2021 bis einschlief3lich 14.01.2022.

Die offentliche Bekanntmachung der Offenlage erfolgte am 01.12.2021 in der Rhein-Neckar-
Zeitung — Eberbacher Nachrichten — sowie der Eberbacher Zeitung.

Mit Beschluss des Gemeinderates in der offentlichen Sitzung vom 24.03.2022
(Beschlussvorlage Nr. 2022-049) wurden die wahrend der erneuten Offenlage
eingegangenen Stellungnahmen zur Kenntnis genommen und beschieden sowie der Entwurf
einschlieBlich der drtlichen Bauvorschriften zur 5. Teilanderung und Erweiterung des
Bebauungsplanes Nr. 23 "Neuer Weg", Teilgebiet Einzelhandel gebilligt.

2. Satzungsbeschluss

Entsprechend dem Verfahrensstand kann, nachdem die Biligung des Entwurfes
einschlieBlich des Entwurfes der ortlichen Bauvorschriften und des Entwurfes der
Begriindung mit Umweltbericht erfolgt ist, die 5. Teilanderung und Erweiterung des
Bebauungsplanes Nr. 23 "Neuer Weg", Teilgebiet Einzelhandel und die 0&rtlichen
Bauvorschriften fiir das Plangebiet des genannten Bebauungsplanes als Satzung
beschlossen werden.

3. Weitere Vorgehensweise
Zur Inkraftsetzung des Bebauungsplanes ist die offentliche Bekanntmachung erforderlich.

Der Bebauungsplan Nr. 23 ,Neuer Weg*“, Teilgebiet Einzelhandel, 5. Teilanderung und
Erweiterung soll vor in Kraft treten der 1. Anderung des Flachennutzungsplanes (FNP) der
vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft (vWG) Eberbach-Schonbrunn erfolgen. Vor seiner
offentlichen Bekanntmachung ist dieser daher dem Baurechtsamt beim Landratsamt des
Rhein-Neckar-Kreises zur Genehmigung vorzulegen.

Michael Reinig
Erster ehrenamtlicher
Birgermeister-Stellvertreter



Anlage/n:

Anlage 1: Abgrenzung des Plangebietes
Anlage 2: Satzungsentwurf
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Anlage 2

Stadt Eberbach
Rhein-Neckar-Kreis

Satzung

Uber die 5. Teilanderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 23 , Neuer Weg*
Teilgebiet Einzelhandel der Stadt Eberbach sowie dem Erlass drtlicher Bauvorschrif-
ten fur das Plangebiet des genannten Bebauungsplanes im Regelverfahren nach

§ 2 Baugesetzbuch (BauGB)

Aufgrund des 8§ 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung vom 03.11.2017

(BGBI. | S. 3634), zuletzt geandert durch Artikel 2 AufbauhilfeG vom 10.09.2021 (BGBI. | S.
4147), 88 74 und 75 der Landesbauordnung fir Baden-Wirttemberg (LBO) in der Fassung
vom 05.03.2010 (GBI S. 357, ber. S. 416), zuletzt gedndert durch Art. 27 10. AnpassungsVO
vom 21.12.2021 (GBI. 2022 S. 1) in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung fiir Baden-
Wirttemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBI. S. 581, ber. S. 698), zuletzt ge-
andert durch Gesetz vom 02.12.2020 (GBI. S. 1095) hat der Gemeinderat der Stadt Eber-
bach am die 5. Teilanderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 23
.Neuer Weg" Teilgebiet Einzelhandel sowie den Erlass 6Ortlicher Bauvorschriften fir den Gel-
tungsbereich des genannten Bebauungsplanes als Satzung beschlossen.

§1
Gegenstand der Anderung

1. Gegenstand der 5. Teilanderung und Erweiterung ist der Bebauungsplan Nr. 23
.Neuer Weg" 2. Anderung in der am 11.02.1983 in Kraft getretenen Fassung.

2. Fur den raumlichen Geltungsbereich der 5. Teilanderung und Erweiterung des Bebau-
ungsplanes Nr. 23 ,Neuer Weg" Teilgebiet Einzelhandel sowie der drtlichen Bauvorschrif-
ten ist der Lageplan vom Februar 2022 maf3gebend. Er ist Bestandteil dieser Satzung.

§2
Inhalte der Anderung

1. Der Bebauungsplan Nr. 23 ,Neuer Weg* - 2. Anderung - der Stadt Eberbach in der am
11.02.1983 in Kraft getretenen Fassung wird geandert durch den Bebauungsplan Nr. 23
.Neuer Weg" Teilgebiet Einzelhandel - 5. Teilanderung und Erweiterung - in der Fassung
vom nach Mal3gabe der Begrindung vom

2. Die Bebauungsvorschriften nach 8 1 bis 8 3 dieser Satzung aus dem Jahr 1983 werden
ersetzt durch die neuen Bebauungsvorschriften nach 8§ 3 dieser Satzung, die gegeniiber
dem Bebauungsplan Nr. 23 ,Neuer Weg", 2. Anderung in der am 11.02.1983 in Kraft ge-
tretenen Fassung folgende Anderungen beinhalten:

e Ziel und Zweck der Bebauungsplan-Anderung ist eine behutsame Fortschreibung der
planungsrechtlichen Festsetzungen auf die sich in den letzten Jahrzehnten verander-
ten Anforderungen an den Einzelhandel und die gewerbliche Wirtschaft.

e Indie 5. Teilanderung und Erweiterung des Bebauungsplanes ,Neuer Weg* Teilge-
biet Einzelhandel einbezogen wird die stillgelegte und damit dem Bahnbetrieb nicht
mehr dienende ehemalige Gleisanlage.

o Des Weiteren werden Festsetzungen bzw. nachrichtliche Darstellungen des zeichne-
rischen Teils aktualisiert und an die neuesten gesetzlichen Grundlagen angepasst.
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§3
Bestandteile des Bebauungsplanes

Der Bebauungsplan Nr. 23 ,Neuer Weg" Teilgebiet Einzelhandel - 5. Teilanderung und Er-
weiterung- besteht aus:

1. dem Lageplan im Mal3stab 1 : 1.000 mit zeichnerischem Teil einschliel3lich der Zei-
chenerklarungen zu den zeichnerischen Festsetzungen,

2. den schriftlichen Festsetzungen.

Die Begriindung vom ist dem Bebauungsplan Nr. 23 ,Neuer Weg" Teilgebiet
Einzelhandel - 5. Teilanderung und Erweiterung- beigefligt, ohne dessen Bestandteil zu sein.

Die ortlichen Bauvorschriften bestehen aus:
Dem Lageplan im MaR3stab 1 : 1.000 zum Bebauungsplan Nr. 23 ,Neuer Weg" Teilgebiet
Einzelhandel - 5. Teilanderung und Erweiterung - mit textlichen Regelungen vom

Die Begriindung vom zu den ortlichen Bauvorschriften ist diesem beigefligt.

§4
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 75 Abs. 3 Ziffer 2 der Landesbauordnung fir Baden-
Wairttemberg (LBO) handelt, wer fir den Geltungsbereich des Bebauungsplanes
Nr. 23 ,Neuer Weg" Teilgebiet Einzelhandel - 5. Teilanderung und Erweiterung — aufgrund
§ 74 LBO getroffenen ortlichen Bauvorschriften zuwider handelt.

§5

Inkrafttreten

Der Bebauungsplan Nr. 23 ,Neuer Weg" Teilgebiet Einzelhandel - 5. Teilanderung und Er-
weiterung - und die Satzung Uber die drtlichen Bauvorschriften fur den Geltungsbereich des

genannten Bebauungsplanes treten mit der ortsiiblichen Bekanntmachung in Kraft
(8 10 Abs. 3 BauGB).

Eberbach, den

Der Birgermeister:

Peter Reichert
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Hinweis:

Eine etwaige Verletzung der im § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 — 3, Abs. 2 und 2a des Baugesetz-
buches in der derzeit aktuellen Fassung bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften
sowie Mangel in der Abwagung nach 8§ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB sind bei der Aufstellung
des Bebauungsplanes Nr. 23 ,Neuer Weg*“ Teilgebiet Einzelhandel - 5. Teilanderung und
Erweiterung - gemal § 215 Abs. 1 Nr. 1 — 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb
eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes Nr. 23 ,Neuer Weg* Teilgebiet
Einzelhandel - 5. Teilanderung und Erweiterung — schriftlich oder elektronisch gegentiber der
Stadt Eberbach geltend gemacht worden sind. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach §
214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. Bei der Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die
Verletzung oder den Mangel begriinden soll, darzulegen.

Auf3erdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB uber
die Falligkeit etwaiger Entschadigungsanspriiche im Falle der in den 88 39 — 42 BauGB be-
zeichneten Vermogensnachteile, deren Leistung schriftlich beim Entschadigungspflichtigen
zu beantragen ist und des § 44 Abs. 4 BauGB uber das Erléschen von Entschadigungsan-
spriichen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren gestellt ist, hingewiesen.

Eine etwaige Verletzung der in der Gemeindeordnung fur Baden-Wirttemberg (GemO) oder
aufgrund der Gemeindeordnung fir Baden-Wirttemberg erlassenen Verfahrens- und Form-
vorschriften gelten gemaf § 4 Abs. 4 der Gemeindeordnung fir Baden-Wirttemberg von
Anfang an als gultig zustande gekommen, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch inner-
halb eines Jahres geltend gemacht worden sind.

Dies gilt nicht, wenn

1. die Vorschriften uber die Offentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekannt-
machung des genannten Bebauungsplanes verletzt worden sind,

2. der Burgermeister dem Beschluss nach § 43 der Gemeindeordnung fur
Baden-Wirttemberg wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat, oder wenn innerhalb ei-
nes Jahres seit der Bekanntmachung die Rechtsaufsichtsbehtrde den Beschluss bean-
standet hat oder die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gegentber der
Stadt Eberbach unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begriinden soll,
schriftlich geltend gemacht worden ist.
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Beurkundung

1. Der Bebauungsplan Nr. 23 ,Neuer Weg" Teilgebiet Einzelhandel 5. Teilanderung und
Erweiterung

der

Stadt Eberbach wurde am

dem Landratsamt - Baurechtsamt - des Rhein-Neckar-Kreises in Heidelberg angezeigt
(8 10 BauGB).

2. Der Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB des Bebauungsplanes Nr. 23 ,Neuer
Weg" Teilgebiet Einzelhandel 5. Teilanderung und Erweiterung - sowie der Hinweis auf
die Auslegung des Bebauungsplanes einschliel3lich der Begriindung und der ortlichen
Bauvorschriften zu dem genannten Bebauungsplan wurden nach § 10 Abs. 3 BauGB in

der

a) Eberbacher Zeitung Nr.: am:

b) Rhein-Neckar-Zeitung

-Eberbacher Nachrichten- Nr.: am:

entsprechend der Satzung tber die Form der 6ffentlichen Bekanntmachung vom

5. Dezember 1983 offentlich bekannt gemacht.

Der genannte Bebauungsplan und die hierzu ergangenen 6értlichen Bauvorschriften sind

damit am:

in Kraft getreten.

Gemal § 10 a Abs. 2 BauGB wird die 5. Teilanderung und Erweiterung des Bebau-
ungsplanes Nr. 23 mit sdmtlichen Unterlagen auf der Homepage der Stadt Eberbach un-

ter

www.eberbach.de/Rubrik Rathaus/Stadtbauamt/Bauleitplane-wirksame/rechtskraftige

bereitgestellt.

Eberbach, den

Der Birgermeister:
i. A.

Volker



Fachamt: Kammerei Vorlage-Nr.: 2021-256/1

Datum: 31.08.2021

Beschlussvorlage

Allgemeine Finanzprifung Stadt Eberbach 2014 (Er6ffnungsbilanz); Prifungsbericht der
Gemeindeprifungsanstalt Baden-Wirttemberg

Beratungsfolge:

Gremium am

Gemeinderat 24.03.2022 offentlich

Beschlussantrag:

Vom Prufungsbericht Gber die allgemeine Finanzprufung der Stadt 2014-2014
(Eréffnungsbilanz) wird Kenntnis genommen.

Klimarelevanz:

keine

Sachverhalt / Begriindung:
1. Allgemeines

Die allgemeine Finanzprifung durch die Gemeindeprifungsanstalt Baden-Wirttemberg
(GPA) wurde in der Zeit vom 14.06.2021 bis 20.07.2021 bei der Verwaltung und
anschlieftend bei der GPA durchgefihrt.

Gegenstand der Prifung war gem. Art. 13 Abs. 5 des Gesetzes zur Reform des
Gemeindehaushaltsrechts die Eroffnungsbilanz der Stadt zum 01.01.2014. Die
Jahresabschlisse 2014 ff. sind bisher noch nicht aufgestellt worden. Der Prifung hat die
Eroffnungsbilanz mit Aufstellungsdatum 21.04.2021 bzw. mit Feststellungsdatum 20.05.2021
zugrunde gelegen.

Die Prifungsfeststellungen sind mit der Verwaltung wahrend der Prifung besprochen
worden, unwesentliche Anstdnde wurden, soweit mdglich, bereits wahrend der Prifung
bereinigt. Von einer Schlussbesprechung konnte abgesehen werden.

Nach § 114 Abs. 4 Satz 2 der Gemeindeordnung ist der Gemeinderat Uber den wesentlichen
Inhalt des Priifungsberichts zu unterrichten.

Soweit der Prifungsbericht Angelegenheiten enthalt, die den Schutz personenbezogener
Daten oder der Geheimhaltung unterliegen (z.B. nach § 30 AO, § 35 SGB 1) oder deren
unbefugte Offenbarung nach § 203 StGB mit Strafe bedroht ist, wird seitens der Verwaltung




um diesbezlgliche Vertraulichkeit und entsprechende Beachtung gebeten, dass gegen diese
Vorschriften nicht versto3en wird.

2. Wesentliche Feststellungen der Prifung

Eréffnungsbilanz

Die Vorbelastungen kinftiger Haushaltsjahre hatten auch unterhalb der Bilanz
ausgewiesen werden mussen.

Einige als Ackerland ausgewiesene Grundstiicke wurden falsch zugeordnet.

Bei der Bewertung des Grundstlicks der Sporthalle mit dem Bodenrichtwert fir voll
erschlossene Grundstlicke sind die ErschlieBungsbeitrage bereits enthalten; der
ErschlieBungsbeitrag hatte nicht zuséatzlich aktiviert werden dirfen.

Einige Grundstlcke des Infrastrukturvermdgens wurden falsch zugeordnet.

Bei den Briicken bedarf es einer Uberpriifung des Herstellungsjahres sowie der
Nutzungsdauer.

Die Gbernommenen Vermobgensgegenstande der Klareinrichtungen und
Bestattungseinrichtungen widersprechen in einzelnen Fallen dem
Einzelbewertungsgrundsatz.

Die als Bodendenkmaler ausgewiesenen Vermdgensgegenstande sind anderen
Kontenarten zuzuordnen.

Bei den Anlagen im Bau hatten einige Aufwendungen nicht aktiviert werden dirfen.
Der Anteil des Stiftungsvermdgens an den liquiden Mitteln wurde nicht separat
ausgewiesen.

Fir einzelne StralRenabschnitte wurden Sonderposten fir Erschlielungsbeitrage
ausgewiesen, obwohl diese Anlagen mittlerweile neu ausgebaut und mit
Zuweisungen geférdert wurden. Die Stellplatzablésebetrage sind dem konsumtiven
Bereich zuzurechnen und kénnen deshalb nicht als Sonderposten bilanziert werden.
Die Versicherungsleistungen flr die durch Sturm bzw. Brand zerstorten Grill-
/Rasthitten sind nicht als sonstige Sonderposten auszuweisen.

Die Rickstellungen fir Gebuhreniberschisse (der Abwasserbeseitigung) wurden
saldiert ausgewiesen.

Bei den sonstigen Verbindlichkeiten wurde bislang nicht verwendete Spendengelder
ausgewiesen; Spenden flr investive Zwecke sind bis zu ihrer Verwendung als
sonstige Sonderposten zu bilanzieren. Fir die eingeklagten Schlusszahlungen hatten
sonstige Verbindlichkeiten ausgewiesen werden mussen.

Die Rechnungsabgrenzungsposten sollten hinsichtlich der Héhe und
Zusammensetzung der Grabnutzungsgebuhren nochmals systematisch Uberprift
werden.

Nach den Erkenntnissen der Uberdrtlichen Prifung wird die festgestellte Eréffnungsbilanz im
Wesentlichen den gesetzlichen Anforderungen gerecht. Sie wurde sachkundig und sorgfaltig
ohne externe Hilfe aufgestellt, die Erlauterungen und Dokumentationen sind im Wesentlichen
in sich schlussig und vollstandig. Gleichwohl erfolgte die Aufstellung mit erheblicher
Verspatung.

Peter Reichert
Blrgermeister



	Vorlagendokumente
	TOP Ö  4 Vergabe der Prüfung des Jahresabschlusses 2021 der Städtische Dienste Eberbach
	Vorlage  2022-032

	TOP Ö  6 Aufnahme des Bauvorhabens Erneuerung der Wasserhauptleitung (WHL) mit Anschlüssen in der Waldbrunner Straße in Unterdielbach in den Wirtschaftsplan der Städtische Dienste
	Vorlage  2022-043

	TOP Ö  7 Projekt Wasser 2025 Hier: Neue Vorschau und damit Fortschreibung der Kosten für die Neuordnung der Wasserversorgung in Eberbach
	Vorlage  2022-045

	TOP Ö  8 Unterhaltung Verkehrsanlagen, Sanierung Kreuzungsbereich Berliner Straße / Pestalozzistraße
	Vorlage  2022-044
	Lageplan Straßenbau  2022-044

	TOP Ö  9 Grünrahmenplan „Ohrsberg„ als sonstige städtebauliche Planung gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 11 des Baugesetzbuches (BauGB)
	Vorlage  2022-026
	Anlage 1  2022-026
	Anlage 2  2022-026

	TOP Ö  10 5. Teiländerung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 23 "Neuer Weg", Teilgebiet Einzelhandel
	Vorlage  2022-049
	Anlage 1  2022-049
	Anlage 2  2022-049
	Nichtöffentliche Anlagen  2022-049

	TOP Ö  11 5. Teiländerung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 23 "Neuer Weg", Teilgebiet Einzelhandel, der Stadt Eberbach, Satzungsbeschluss
	Vorlage  2022-051
	Anlage 1  2022-051
	Anlage 2  2022-051

	TOP N  2 Energetische Sanierung Fassade und Dach HSG
	Informationsvorlage  2022-022
	2022.02.25 1909_HGE_Kostenkontrolle  2022-022


	nö-anlage 2022-049
	nö-Anlage Stellungnahme Prüfung
	nö-anlage prüfbericht
	nö-Anlage Hallenbad
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite



